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Schriftlidier Bericht 

des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Kühlthau, Frau Dr. Schwarz- 
haupt, Frau Pitz-Savelsberg, Berger, Brück, Hübner und Genossen 
eingebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
beamtengesetzes 

— Drucksache 1630 — 


über den Antrag der Fraktion der SPD 
— Drucksache 620 — 

betr. Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes 

und über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Bundes- 
besoldungsgesetzes 

— Drucksache 727 — 


A. Bericht des Abgeordneten Matzner (Artikel I bis III, V bis VIII) 
und des Abgeordneten Hübner (Artikel IV) 


L Allgemeines 

Zu Artikel I bis III, V bis VIII 

Der von den Abgeordneten Kühlthau und Genos- 
sen am 17. Februar 1960 eingebradite Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Bundesbeamtengesetzes 
— Drucksache 1630 — ist in der Sitzung des Bun- 
destages vom 18. Mai 1960 federführend dem Aus- 
schuß für Inneres und mitberatend dem Haushalts- 
ausschuß überwiesenworden. Der Antragder Fraktion 
der SPD vom 5. November 1958 betr. Änderung des 
Bundesbesoldungsgesetzes — Drucksache 620 — und 


der von der Fraktion der FDP am 1 1. Dezember 1958 
eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Bundesbesoldungsgesetzes — 
Drucksache 727 — sind in der Sitzung des Bundes- 
tages vom 21. Januar 1959 in erster Lesung behan- 
delt und der erstere Antrag dem Ausschuß für 
Inneres, der letztere federführend dem Ausschuß 
für Inneres und mitberatend dem Haushaltsaus- 
schuß überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Inneres hat die genannten An- 
träge in zahlreichen Sitzungen beraten. Dabei hat 
er auch die von den Spitzenorganisationen der zu- 
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ständigen Gewerkschaften unterbreiteten Abände- 
rungs' und Ergänzungsvorschläge erörtert und zum 
Teil berücksichtigt. 

Der von den Abgeordneten Kühlthau und Genos- 
sen eingebrachte Entwurf eines Gesetzes zur Ände- 
rung des Bundesbeamtengesetzes — Drucksache 
1630 — erstrebt, wie in der Begründung dargelegt 
ist, eine Änderung mehrerer beamtenrechtlidier 
Vorschriften, insbesondere Verbesserungen auf dem 
Gebiet des Versorgungsrechts. Daneben enthält er 
einen Vorschlag zur Lösung des Problems der so- 
genannten Doppelversorgung d. h. des Zusam- 
mentreffens von beamtenrechtlichen Versorgungs- 
bezügen mit Renten aus den gesetzlichen Renten- 
versicherungen oder aus einer zusätzlichen Alters- 
und Hinterbliebenenversorgung für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes. Bei den Beratungen des 
Ausschusses hat sich ergeben, (daß die beschlosse- 
nen Änderungen des Bundesbeamtengesetzes auch 
Änderungen anderer dienstrechtlicher Gesetze zur 
Folge haben mußten. So war das Beamtenrechts- 
rahmengesetz in mehreren Punkten zu ändern, um 
den Landesgesetzgebern die Möglichkeit zu geben, 
die für Bundesbamte und Versorgungsempfänger 
des Bundes beschlossenen Verbesserungen auch 
ihren Beamten und Versorgungsempfängern zugute 
kommen zu lassen. Ferner waren mehrere Ände- 
rungen des Bundespolizeibeamtengesetzes und des 
Soldatenversorgungsgesetzes notwendig, um die 
Polizeivollzugsbeamten des Bundes, die Soldaten 
und die Versorgungsempfänger dieses Personen- 
kreises an den durch die Novelle herbeigeführten 
besseren Leistungen des Dienstherrn zu beteiligen. 

Der Antrag der Fraktion der SPD betr. Änderung 
des Bundesbesoldungsgesetzes — Drucksache 620 — 
und der von der Fraktion der FDP eingebrachte 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Bundesbesoldungsgesetzes — Drucksache 
727 — erstreben eine Verbesserung der zur Zeit 
in § 48 des Bundesbesoldungsgesetzes geregelten 
Überleitung der am 1. April 1957 (Inkrafttreten des 
Bundesbesoldungsgesetzes) vorhandenen Versor- 
gungsempfänger in das neue Besoldungsrecht. 

Nach dem Antrag der Fraktion der SPD soll die 
Bundesregierung durch eine Entschließung des Bun- 
destages ersucht werden, einen Gesetzentwurf vor- 
zulegen, der unter anderem vor sehen soll, daß die 
Versorgungsbezüge der am 1. April 1957 bereits 
vorhandenen Versorgungsempfänger nicht hinter 
denen vergleichbarer Versorgungsempfänger, die 
erst nach diesem Zeitpunkt in den Ruhestand ge- 
treten sind, Zurückbleiben, wobei auch Anhebungen 
einzelner Beamtengruppen in den Besoldungsord- 
nungen berücksichtigt werden sollen. 

Die Fra/ktion der FDP hat in ihrem Gesetzent- 
wurf unter anderem vor geschlagen, die Versor- 
gungsbezüge der am 1. April 1957 vorhandenen 
Versorgungsempfänger, bei denen der Versorgungs- 
fall nach dem 30. Juni 1937 (die Jahreszahl 1957 in 
Artikel 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfs beruht auf 
einem Druckfehler) eingetreten ist, so neu festzu- 


setzen, wie wenn die Versorgungsempfänger in die 
entsprechenden Besoldungsgruppen des Bundes- 
besoldungsgesetzes oder in vergleichbare Besol- 
dungsgruppen des Bundesbesoldungsgesetzes über- 
geleitet worden wären. Für die Versorgungsemp- 
fänger, bei denen der Versorgungsfall vor dem 
1. Juli 1937 eingetreten ist, soll es nach dem Antrag 
der Fraktion der FDP dagegen bei der in § 48 BBesG 
geregelten pauschalen Anhebung der Versorgungs- 
bezüge verbleiben. 

Der Haushaltsausschuß hat sich in seiner Sitzung 
vom 15. Juni 1961 mit den Beschlüssen des Aus- 
schusses für Inneres zu dem von den Abgeordneten 
Kühlthau, Frau Dr. Schwarzhaupt, Frau Pitz-Savels- 
berg, Berger, Brück, Hübner und Genossen einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesbeamtengesetzes — Drucksache 1630 — be- 
faßt und den haushaltsmäßigen Auswirkungen der 
vom Ausschuß für Inneres beschlossenen Fassung 
zugestimmt und befürwortet die im Anschluß an die 
Weglassung eines § 160 a beabsichtigte Entschlie- 
ßung des Ausschusses für Inneres. 


Zu Artikel IV 

Mit Rücksicht darauf, daß sowohl der Antrag 
der Fraktion der SPD als auch der Gesetzentwurf 
der Fraktion der FDP in einem zwar unter- 
schiedlichen Forderungs ausmaß den gleichen Re- 
gelungsinhalt betrifft, hat der Ausschuß die Druck- 
sache 727 zur Grundlage seiner Beratungen gewählt. 

Der Drucksache 727 liegt die Forderung zugrunde, 
allen Versorgungsberechtigten des öffentlichen 
Dienstes, deren Versorgungsfall nach dem 30. Juni 
1937 eingetreten ist, die gleiche Berechnung zuzu- 
gestehen, die für die Beamten, Richter und Soldaten 
mit dem Bundesbesoldungsgesetz (BBesG vom 
27. Juli 1957) (BGBl. I S. 993) geschaffen worden 
ist. Nach diesem BBesG vom 27. Juli 1957 kommen 
u. a. eine verbesserte Berechnung des Besoldungs- 
dienstalters und auch verbesserte Eingruppierun- 
gen in die jeweiligen Besoldungsgruppen für ein- 
zelne Gruppen von aktiven Beamten, Richtern 
und Solidaten im Fall ihrer Zurruhesetzung zur 
Auswii'kung. Durch ein Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts ist der Kreis der von diesen Ver- 
besserungen Betroffenen inzwischen auf alle Ver- 
sorgungsempfänger ausgedehnt worden, die nach 
dem 14. Juli 1953, dem Tag des Inkrafttretens des 
Bundesbeamtengesetzes, in den Ruhestand getreten 
sind. 

Im Gegensatz zu diesen von individuellen Merk- 
malen gekennzeichneten Verbesserungen wurden 
mit dem BBesG vom 27. Juli 1957 für die bereits 
im Ruhestand befindlichen Versorgungsempfänger 
Pauschalzuschläge in drei Größenordnungen, je 
nach den Besoldungsstufen ihrer bisherigen Grund- 
gehälter festgesetzt. 

Der Ausschuß hat sich einstimmig für die soge- 
nannte individuelle Überleitung anstelle der pau- 
schalen Überleitung, -d. h. für die einheitliche Be- 
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rechnung aller Versorgungsbezüge entschieden, die 
das BBesG vom 27, Juli 1957 für die vom Bundes- 
beamtengesetz erfaßten Beamten vorgesehen hat, 
soweit es sich nicht um Höhergruppierungen durch 
das Gesetz handelt Ausgenommen sind hiervon 
neben anderen weiter unten aufgeführten Ausnah- 
men im wesentlichen nur die vor dem 1. Oktober 
1927 (Tag des Inkrafttretens des Besoldungsgeset- 
zes vom 16. Dezember 1927) eingetretenen Ver- 
sorgungsfälle, deren individuelle Überleitung mit 
außergewöhnlichen praktischen Schwierigkeiten 
verbunden sein würde. Für diesen Personenkreis 
verbleibt es bei der bisherigen pauschalen Überlei- 
tung. 

Dagegen hat sich der Ausschuß mit Mehrheit 
gegen die sogenannte strukturelle Überleitung aus- 
gesprochen, mit der nachträglich eine Überführung 
von Versorgungsempfängern in höhere Besoldungs- 
gruppen verbunden wäre, die das obige Bundes- 
besoldungsgesetz für verschiedene Gruppen von 
aktiven Beamten vorgenommen hat. Die Mehrheit 
des Ausschusses vertrat in dieser Frage den Stand- 
punkt, daß die ruhe gehaltfähi gen Dienstbezüge 
gemäß § 108 des Bundesbeamtengesetzes an das 
Grundgehalt, das dem Beamten zuletzt zugestan- 
den hat, oder an die diesem entsprechenden Dienst- 
bezüge anzuknüpfen sind. Die Mitnahme von Ver- 
sorgungsempfängern niedrigerer Besoldungsgrup- 
pen in höhere, den aktiven Beamten zugestandene 
Besoldungsgruppen, erschien der Ausschußmehrheit 
deshalb nicht begründet, weil solche Höhergruppie- 
rungen erhöhte Ausbildungs- bzw. Leistungsvor- 
aussetzungen zur Grundlage haben müssen. Die 
Minderheit des Ausschusses hat dagegen geltend 
gemacht, daß die Tätigkeitsmerkmale der durch die 
Besoldungsneuordnung von 1957 höher eingruppier- 
ten Beamtengruppen keine Veränderung gegenüber 
der Zeit vor der höheren Eingruppierung erfahren 
haben, so daß eine unterschiedliche Eingruppierung 
unbegründet sei. 

Im Ausschuß wurde auch die Frage behandelt, 
ob die Länder durch das Beamtenrechtsrahmen- 
gesetz (§ 50 Abs. 2) vom 1. Juli 1957 (BGBl. I S. 667) 
gehindert sind, für ihren Bereich die strukturelle 
Überleitung einzuführen, wenn eine gleiche Bundes- 
regelung nicht getroffen wird. Der § 50 Abs. 2 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes schreibt vor: „Wer- 
den die Dienstbezüge der Beamten allgemein oder 
für einzelne Laufbahngruppen erhöht oder vermin- 
dert, so sind von demselben Zeitpunkt an die Ver- 
sorgungsbezüge entsprechend zu regeln." 

Bei den Beratungen des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes im Beamtenrechts aus, schuß der 2. Wahl- 
periode des Bundestages sind Anträge, das Wort 
„Laufbahngruppen" durch das Wort „Beamten- 
gruppen" ;zu ersetzen, ausdrücklich zurückgezogen 
worden. Damit ist klargestellt, daß für die Länder 
nur die Verpflichtung besteht, Besoldungsänderun- 
gen, die ganze Laufbahngruppen und nicht nur 
einzelne Beamtengruppen umfasisen, auch auf die 
Versorgungsbeizüge zu übertragen. In dieser Form 
stellt nach der einmütigen Auffassung des Aus- 
schusses im Einvernehmen mit der Auffassung der 
Bundesregierung die obige Rahmenvorschrift eine 


Mindestbestimmung dar, die von den Ländern in 
eigener Zuständigkeit ausgeweitet werden kann. 

Der Ausschuß beschloß mit Zustimmung des 
Haushaltsaussdiusses, die aus der anliegenden 
Gegenüberstellung ersichtliche Fassung der §§ 48 
bis 48 d anzunehmen und die obenerwähnten An- 
träge der Fraktion der SPD — Drucksache 620 — 
und der Fraktion der FDP — Drucksache 727 — 
für erledigt zu erklären. 

II. Zu den einzelnen Bestimmungen 
Zu Artikel I 

Die Änderungen des Bundesbeamtengesetzes er- 
fordern mehrere Übergangs regelungen. 

Die Änderungen des Gesetzes sind deshalb in 
Artikel I § 1 zusammengefaßt. Artikel I § 2 ent- 
hält die Übergangsregelungen. 

Zu § 1 

über die in der Drucksache 1630 vorgesehenen 
Änderungen des Bundesbeamtengesetzes hinaus 
hat der Ausschuß andere dringliche Fragen des 
Beamtenrechts beraten und mehrere Änderungen 
beschlossen. Die Frage des Zusammentreffens von 
beamtenrechtlicher Versorgung und Renten konnte 
vom Ausschuß nicht abschließend behandelt wer- 
den. Der Ausschuß hat deshalb die entsprechen- 
den Änderungsvorschriften des Initiativgesetzent- 
wurfs gestrichen und dem Bundestag folgenden 
Entschließungsantrag empfohlen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) zur Regelung der Frage der Doppelversorgung 
bei Beamten und Versorgungsempfängern dem 
Deutschen Bundestag bis zum 1. April 1962 
einen Gesetzentwurf vorzulegen, 

b) darüber hinaus die Frage einer Änderung der 
Ruhensvorschriften der §§ 156, 160 des Bun- 
desbeamtengesetzes zu prüfen." 

Zu Nr. 1 

Der Ausschuß hat beschlossen, Unterstaatssekre- 
täre im Katalog der politischen Beamten, deren 
jederzeitige Versetzung in den einstweiligen Ruhe- 
stand möglich ist, zu streichen. Bisher sind Unter- 
staatssekretäre in den Bundesministerien nicht er- 
nannt worden. Die Streichung soll diesem Umstand 
Rechnung tragen und den Anreiz beseitigen, daß 
künftig solche Beamtenstellen geschaffen werden. 

Zu Nr. 2 

§ 72 ist redaktionell neugefaßt worden. Damit 
sollte der Tatsache Rechnung getragen werden, daß 
die regelmäßige Arbeitszeit der Bundesbeamten 
seit dem 1. Novemiber 1958 im wöchentlichen Durch- 
schnitt 45 Stunden beträgt (§ 1 Nr. 1 der Ände- 
rungsverordnung vom 29. Oktober 1958 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 737). Der Ausschuß hat dabei aus- 
drücklich festgestellt, daß die Streichung des Ab- 
satzes 1 Satz 2 keine Änderung der bisherigen 
Rechtslage zur Folge hat. Aus § 1 Satz 3 der Ver- 
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Ordnung über die Arbeitszeit der Bundesbeamten 
ergibt sich, daß sich die durchschnittliche Wochen- 
arbeitszeit für jeden gesetzlich anerkannten Wo- 
chenfeiertag um die darauf entfallende Arbeitszeit, 
bei Wechselschichten um ein Sechstel der durch- 
schnittlidien Wodienai^eitszeit vermindert. Ent- 
sprechend der allgemeinen Verkürzung der Arbeits- 
zeit ist die hochstzulässige Wochenar^eitszeit bei 
Dienstbereitschaft von bisher 60' Stunden auf 56 
herabgesetzt worden (§ 72 Abs. 3). Der Ausschuß 
hat sich bei dieser Gelegenheit auch mit Vorschlä- 
gen des Deutschen Gewerkschaftsbundes befaßt, die 
regelmäßige Arbeitszeit der Bundesbeamten ent- 
weder stufenweise bis zum 1. Juli 1965 auf 40 Stun- 
den oder sofort auf 42 Stunden in der Woche zu 
verkürzen. Eine Festlegung,, daß die 40-Stunden- 
Woche bis zum 1, Juli 1965 einzuführen ist, hat der 
Ausschuß dabei mit Mehrheit abgelehnt, um der 
künftigen Entwicklung nicht vorzugreifen. Auch ein 
entsprechender Entschließungsantrag fand keine 
Annahme. 

Zu Nr. 2 a 

Der Ausschuß hat sich eingefhend mit der Frage 
befaßt, öb eine allgemeine Regelung, die die Bun- 
desregierung zur Gewährung von Jubiläumsgaben 
an Beamte bei Vollendung bestimmter Dienstzeiten 
(25 und 40 Dienstjahre) ermächtigen isoll, in das 
Besoldungsgesetz oder in das Beamtengesetz auf- 
zunehmen sei. Dem Beispiel einiger Landesbeam- 
tengesetze folgend wurde beschlossen, die Vor- 
schrift in das Bundesbeamtengesetz als § 80 a einzu- 
fügen. Dabei stellte der Ausschuß ausdrücklich fest, 
daß unter dem Begriff „Jubiläumszuwendungen" 
Zuwendungen in Geld zu verstehen sind. 

Zu Nr. 4 

Die Vorschrift erübrigt sich, weil dem Anliegen 
bereits durch die Verwaltungsvorschriften zu § 114 
des Bundesbeamtengesetzes ausreichend Rechnung 
getragen ist. Die Länder verfahren entsprechend. 

Zu Nr. 7 

Erfaßt werden sollen die Zeiten einer hauptberuf- 
lichen Tätigkeit im Dienst der Fraktionen und von 
kommunalen Spitzenverbänden. Die Vorschrift ist 
entsprechend gefaßt worden. Kommunale Spitzen- 
verbände im Sinne dieser Vorschrift sind der Deut- 
sche Städtetag, der Deutsche Städtebund, der Deut- 
sche Landkreistag und der Deutsche Gemeindetag. 

Zu Nr. 8 

Die vom Ausschuß beschlossene Neufassung des 
§ 116 a trägt dem Anliegen der Drucksache 1630 
Rechnung und berücksichtigt die Schwierigkeiten, 
die sich aus der Handhabung der bisherigen Vor- 
schrift ergeben haben. Die Neufassung stellt hin- 
sichtlich der Berücksichtigung der Voibildungs- 
zeiten nicht mehr auf die laufbahnmäßigen Erfor- 
dernisse, sondern auf die Erfordernisse des über- 
tragenen Amtes ab. 


Zu Nr. 9 

Da die Aufrundung der ruhegehaltfähigen Dienst- 
zeit nur für die Bestimmung des Hundertsatzes des 
Ruhegehaltes nach § 118 Abs. 1 Satz 1 Bedeutung 
hat, ist die ergänzende Vorschrift diesem Satz ange- 
fügt worden. 

Der Ausschuß ist hinsichtlich des Mindestruhe- 
gehaltes über den Entwurf hinausgegangen, weil 
die darin vorgesehene Verbesserung nicht als aus- 
reichend angesehen wurde. 

Zu Nr. 9 a 

Die im Entwurf vorgesehene Ergänzung dei^ § 131 
(vgl. Nr. 13), wonach ein Unterhaltsbeitrag für die 
frühere Ehefrau und ein uneheliches Kind eines 
verstoilbenen Beamten oder Ruhestandsbeamten 
vom Ersten des auf den Sterbemonat folgenden 
Monats gezahlt werden sollte, veranlaßte den Aus- 
schuß, die Frage der Zahlungen für das Sterbe- 
vierteljahr allgemein zu überprüfen. Wegen des 
Gleichheitssatzes hat der Ausschuß nunmehr die 
Zählung laufender Versorgungsbezüge nicht nur an 
den obengenannten Personenkreis, sondern für alle 
Hinteiibliebenen vom Tage nach Ablauf des Sterbe- 
monats vorgesehen. Das Sterbegeld wird nach dem 
Beschluß des Ausschusses neben den sofort ein- 
setzenden laufenden Bezügen als einmalige Leistung 
gewährt. Diese Regelung führt zwar in gewissen 
Fällen zu einem ungünstigeren Ergebnis, ist aber 
überwiegend günstiger sowie gerechter und sozia- 
ler als bisher. Das Sterbegeld nach der geltenden 
Regelung war, wenn mehrere versorgungsberech- 
tigte Hinterbliebene vorhanden waren, nur eine 
Vorauszahlung der Hinterbliebenenbezüge für das 
Stei^bevierteljahr. Seinen wirklichen Zweck (Erleich- 
terung des Übergangs, Abdeckung der mit dem Tod 
zusammenhängenden besonderen Ausgaben) er- 
füllte es mehr oder weniger nur nach dem Tode 
eines aktiven Beamten oder, wenn versorgungs- 
berechtigte Hinterbliebene nicht vorhanden waren. 

Zu Nr. 10 

Der Ausschuß hielt die Bezugnahme auf § 123 in 
Absatz 1 für zu eng; es sollten alle witwengeld- 
berechtigten Witwen erfaßt werden, die nach dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes wieder heiraten. Das 
Antragserfordernis ist als nicht notwendig ange- 
sehen worden. 

Die Änderung in Absatz 2 stellt sicher, daß in den 
Fällen des Zusammentreffens mehrerer Witwengel- 
der für die Witwenabfindung nur der zu zahlende 
Versorgungsbezug zugrunde gelegt wird. 

Zu Nr. 11 

Der Ausschuß hielt es für erforderlich, der min- 
derschuldig geschiedenen Ehefrau — ebenso wie 
der schuldlos geschiedenen Ehefrau — einen Rechts- 
anspruch auf einen Unterhaltsbeitrag zuzubilligen. 

Zu Nr. 12 

Die im Entwurf vorgesehene Änderung des § 128 
entfällt auf Grund des Beschlusses zu § 125 Abs. 2, 


4 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 2851 


Zu Nr. 12 a 

Die Änderung ergibt sich aus der Änderung des 
§ 125 Äbs. 2 

Zu Nr. 13 

Äuf die Ausführungen zu § 122 wird verwiesen. 

Zu Nr. 13 a 

Die Änderung ergibt sich aus der Änderung des 
§ 125 Abs. 2. 

Zu Nr. 13 b 

Die Einbeziehung von Unfällen auf Familienheim- 
fahrten in die beamtenrechtliche Unfallfürsorge 
folgt der für das Soldatenversorgungsrecht vorge- 
sehenen Regelung und entspricht im übrigen dem 
Unfallversicherungsrecht 

Zu Nr. 13 c 

Die Erweiterung des Absatzes 1 ermöglicht die 
Gewährung von Unfall aus gleich an Beamte auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst, die nach gelten- 
dem Recht den Unfallausgleich erst vom Zeitpunkt 
der Ernennung zum Beamten auf Probe erhalten 
konnten. 

Die Streichung des Absatzes 5 berücksichtigt die 
Zweckbestimmung des Unfallausgleichs. Der Unfall- 
ausgleich soll künftig nicht mehr das Unfallruhe- 
gehalt mindern. 

Zu Nr. 13 d 

Entsprechend der Erhöhung des Mindestruhe- 
gehaltes nach den allgemeinen Vorschriften (vgl. 
Nr. 9) ist auch eine Erhöhung des Mindestunfall- 
ruhegehaltes vorgesehen. 

Zu Nr. 13 e 

Die unterschiedliche Bemessung der ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge für das Unfallruhegehalt der 
Beamten auf Probe mit und ohne Planstelle ist 
beseitigt worden. 

Zu Nr. 13 f 

§ 141 a sieht über den Initiativentwurf hinaus 
eine von den Ländern angeregte verbesserte Unfall- 
fürsorge für besondere Tatbestände und unter be- 
stimmten Voraussetzungen vor. Sie soll dem Beam- 
ten zugute kommen, der bei Ausübung einer 
Diensthandlung, die für ihn mit einer besonderen 
Lebensgefahr verbunden ist, sein Leben einsetzt. 
§ 141 a Satz 2 regelt die Konkurrenz mit den Ent- 
schädigungen nach § 26 des Bundespolizeibeamten- 
gesetzes und § 63 des Soldatenversorgungsgesetzes. 

Zu Nr. 13 g 

Die Änderungen ergeben sich aus den Beschlüs- 
sen zu Nr. 9 a und Nr. 13 f. 


Zu Nr. 13 h 

Die Änderung ergibt sich aus dem Beschluß zu 
Nr. 13 f. 

Zu Nr. 13 i 

Die Neufassung des § 152 Abs. 1 dient der Klar- 
stellung, daß die Abfindung nur auf Antrag der 
Beamtin gewährt wird. Die Beamtin kann zur Er- 
möglichung der Nachversicherung von einem Antrag 
ab sehen. 

Es erschien unbedenklich, die Höchstgrenze für 
die Abfindung in § 152 Abs. 2 fallenzulassen und 
der Bemessung der Abfindung die tatsächlich ge- 
zahlten Bezüge des Entlassungsmonats zugrunde 
zu legen. 

Zu Nr. 13 j 

Der Ausschuß war der Auffassung, daß gegen- 
über der Zugrundelegung eines einheitlichen Orts- 
zusdilages für die Bemessung der Versorgungs- 
bezüge, wie sie das geltende Recht vorsieht, die 
Berücksichtigung der Ortsklasse des tatsächlichen 
Wohnsitzes den Vorzug verdient, weil sie den 
Verhältnissen der Versorgungsempfänger besser 
Rechnung trägt. Für die Fälle, in denen mehrere 
Hinterbliebene mit verschiedenem Wohnsitz vor- 
handen sind, bedurfte es einer zusätzlichen Rege- 
lung, um die Vorschrift praktikabel zu machen. 

Für die beim Inkrafttreten des Gesetzes vorhan- 
denen Versorgungsempfänger wird durch eine 
Übergangsregelung sicherges teilt, daß der Ortszu- 
schlag mindestens mit dem gleichen Satz wie bisher 
angesetzt wird. 

Zu Nr. 13 k 

Die Änderung ergibt sich aus dem Beschluß zu 
Nr. 9 a. 

Zu Nr. 14 

Uber den Initiativgesetzentwurf hinaus hat der 
Ausschuß zur Klarstellung eine Änderung in § 158 
Abs. 5 beschlossen, nach der die Verwendung im 
öffentlichen Dienst bei der Anwendung der Ruhens- 
vorschriften die Beschäftigung bei Körperschaften 
usw. des öffentlichen Rechts nicht nur im Bundes- 
gebiet, sondern inneihalb des gesamten Reichs- 
gebietes im Sinne des § 185 umfaßt. Eine materielle 
Änderung des bisherigen Rechts soll sich hierdurch 
nicht ergeben. 

Zu Nr. 18 

Wegen der Änderung des Ortszuschlages bei 
Wohnsitzwechsel infolge Neufassung des § 156 ist 
eine Meldung des Versorgungsberechtigten bei 
Wohnsitzwechsel nötig. 

Zu Nr. 19 a 

Die Ergänzungen des § 180 stellen sicher, (daß so- 
wohl die Witwenabfindung nach § 124 la (vgl. Nr. 10) 
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als auch idie erhöhte Versorgung für Unfälle dn der 
Kriegsgefangenschaft nach § 181 b (vgl. Nr. 21) dem 
Personehkreis nach § 180 zugute kommen. 

Zu Nr. 21 

Der Ausschuß verkannte nicht, daß durch die Aus- 
dehnung ider Kriegsunfallversorgung auf die Unfälle 
in der Kriegsgefangenschaft das dem § 181 a zu- 
grunde liegende dienstrechtliche Prinzip verlassen 
werde, hielt aber diese Regelung im Hinblick auf 
den engen Zusammenhang zwischen dem nrilitäri- 
schen Dienst und der Kriegsgefangenschaft für ver- 
tretbar. 

Diese Regelung kann entsprechend § 181a nur 
„Unfälle" in der Kriegsgefangenschaft erfassen. We- 
gen der Beweisschwieirigkeiten gilt für den Fall des 
Todes in ider Kriegsgefangenschaft die Fiktion, daß 
der Tod durch Unfall eingetreten ist. 

Der Ausschuß beschloß, auch die Erkrankungen 
an solchen Krankheiten, die auf außergewöhnlichen 
Verhältnissen in einer Kriegsgefangenschaft beru- 
hen, unter den Voraussetzungen des § 135 Abs. 3 
unter den Unfallbegriff zu erfassen. Um eine 
^schnelle Bestiimmung der Krankheiten zu ermög- 
lichen, ist einer Bestiimmung im Verwaltungswege 
durch den Bundesminister des Innern der Vorzug 
vor einer Rechtsverordnung gegeben worden. 

Zu § 2 
Zu Nr. 1 

Durch die Bestimmung, idaß die Vorschriften über 
die Gleichbehandlung der minderschuldig geschie- 
denen Ehefrauen vom 1. September 1953 an anzu- 
wenden sind, wird sichergestellt, daß auch der Per- 
sonenkreis, dessen Versorgungsfall seit dem 1. Sep- 
tember 1953 eingetreten ist, von der Vorschrift er- 
faßt wird. Gleichzeitig wird der Anschluß an die 
Regelung des i§ 180 Abs. 3 hergestellt. 

Zahlungen werden frühestens vom Inkrafttreten 
des Gesetzes an geleistet. Soweit bisher Versor- 
gungsleistungen nicht zustehen, wird die Zahlung 
von einem Antrag abhängig gemacht. 

Zu Nr. 2 

Die Übergangsregelung zu § 141 ist notwendig, 
weil sich das Besoldungsrecht am 1. April 1957 ge- 
ändert hat. Für die in der Zeit vom 1. September 
1953 bis 31. März 1957 eingetretenen Versorgungs- 
fälle muß bestimmt werden, nach welcher Besol- 
dungsgruppe die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
bemessen werden, da der Beamte sich noch nicht in 
einer Besoldungsgruppe befand und die Diäten nach 
der Diätenordnung für mehrere Eingangsbesoldungs- 
gruppen zusammengefaßt waren. 

Zu Nr. 3 

Die Vorschrift stellt sicher, daß den bei Inkraft- 
treten vorhandenen Versorgungsempfängern und 
den Hinterbliebenen keine Nachteile durch die Neu- 
regelung des Ortszuschlages in § 156 erwachsen. 


Zu Nr. 4 

Der Ausschuß hielt es für notwendig, für die Gel- 
tendmachung von Ansprüchen nach der Vorschrift 
über Unfälle in der Kriegsgefangenschaft entspre- 
chend der Übergangsregelung bei Einführung des 
§ 181 a eine besondere Ausschlußfrist festzusetzen 
und die Gewährung der erhöhten Versorgung von 
einem Antrag abhängig zu machen. Diesem Anlie- 
gen dienen die Absätze 1 und 2. 

Absatz 3 gewährt eine Nachfrist für die Fälle, in 
denen der Berechtigte die Ausschlußfrist aus von 
ihm nicht zu vertretenden Umständen versäumt. 
Eine entsprechende Nachsicht wird in den Fällen des 
§ 181 a (gewährt. 

Zu Artikel II 

Aus den Andeirungen des Bundesbeamtengesetzes 
ergeben sich Änderungen für das Beamtenrechts- 
rahmengesetz. Außerdem wuirden bei dieser Gele- 
genheit einige andere, von der Innenministerkonfe- 
renz der Ländefr gewünschte Änderungen des Beam- 
tenre chts rahmeng es e tz es vo r genommen. 

Zu Nr. 1 

Zur Anpassung der Landesbeamtengesetze an die 
geänderten und ergänzten Rahmenvorschriften die- 
ses Artikels mußte den Ländern erneut eine ange- 
messene Frist eingeräumt werden. Mit Rücksicht 
darauf, daß ein Teil der Länder seine Beamitenge- 
setze bis zum Ablauf der bisherigen Anpassungs- 
frist (31. August 1960) noch nicht den Rahmenvor- 
schriften des Bundes angepaßt hat, ist die allge- 
meine Anpassuingsifrist in § 1 des Beamtenrechts- 
rahmengesetzes nunmehr bis zum 31. Dezember 1963 
verlängert worden. 

Zu Nr. 2 

Der Ausschuß hat «ich einem Wunsch der Innen- 
ministerkonferenz der LändeT nicht verschlossen, 
den Ländern durch eine Änderung des BRRG die 
Möglichkeit zu geben, einen weiteren Nichtigkeits- 
grund für die Berufung in das Beamtenverhältnis zu 
schaffen, und zwar für den Fall, daß die Wahl eines 
Beamten auf Zeit, die der Ernennung zugrunde liegt, 
nichtig ist. 

Zu Nr. 3 

§ 63 legt die Versorgungsarten für den Landes- 
gesetzgeber biudend und erschöpfend fest. Die vor- 
gesehene Ergänzung gibt dem Landesgesetzgeber 
die Maglichkeit, die Witwenabfindung im Landes- 
recht vorzusehen. 

Zu Nr. 4 

Die Streichung des § 65 Abs. 2 Satz 2 zieht die 
Folgerungen aus der Entscheidung des Bundesver- 
fassungsgerichts zu § 110 BBG vom 14. Juni 1960. 
Die Länder haben von der rahmenrechtlichen Aus- 
nahmeregelung des § 65 Abs. 2 Satz 2 bisher keinen 
Gebrauch gemacht. 


6 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksadle 2851 


Zu Nr. 5 

Die Änderung dies § 70 Abs. 1 entspricht der in 
Artikel I vorgesehenen Neufassung des § IIB Abs. 1 
Satz 1 BDG. Der Ausschuß is't der Auffassung, daß 
diese Regelung auch im Landesbereich einheitlich 
gelten muß. 

Zu Nr. 6 

Die Änderung des § 73 ist der Änderung des § 125 
BBG angepaßt. Diese Anpassung ist notwendig, da 
Unterhaltsbeiträge, auf die nach tdem BBG ein 
Rechtsanspmch besteht, auch im Rahmenrecht bin- 
dend vor ges ehr leben sind. 

Zu Nr. 7 

Die Änderung des § 78 ergibt ‘sich aus der Ände- 
rung des § 73 und entspricht der in Artikel I vorge- 
sehenen Neufassung des § 132 BBG. 

Zu Nr. 8 

§ 79 legt den Dienstunfallbegriff für den Landes- 
gesetzgeber bindend und erschöpfend fest. Die Er- 
weiterung des Begriffes im BBG (vgl. Artikel I 
Nr. 13 b) zwingt zu einer entsprechenden Ergänzung 
des § 79. 

Zu Nr. 9 

Durch die Änderung des § 80 Abs. 1 wird die Ge- 
währung des Unfallausgleichs neben einem Unter- 
haltszuschuß auch für die Landesgesetzgebung vor- 
geschrieben. 

Absatz 2 ermöglicht den Ländern die Einführung 
einer dem § 141 a BBG entsprechenden verbesserten 
Unfallfürsorge. 

Zu Nr. 10 

Die Neufiassung des § 83 Abs. 2 Satz 1 entspricht 
der Änderung des § 158 Abs. 5 Satz 1 BBG (vgl, 
Artikel I Nr. 14 Buchstabe d). 

Zu Nr. 11 

Der vorgesehene § 92 b eröffnet dem Landesge- 
setzgeber in Anlehnung an den Wortlaut des § 92 a 
die Möglichkeit, im Landesbereich eine dem § 181 b 
BBG entsprechende Regelung über die Gewährung 
von Kriegsunfallversorgung auch bei Unfällen in 
Kriegsgefangenschaft zu treffen. 

Zu Nr. 12 

Die Innenministeirkonferenz hat vorgeschlagen, im 
Rahanengesetz die Möglichkeit zu eröffnen, daß nach 
Lanidesbeamtenrecht bei Beamten auf Zeit, bei denen 
die Verleihung des Amtes lauf einer Wahl durch 
das Volk beruht (Bürgermeister in Bladen- Württem- 
berg, Bürgeirmeister und Landräte in Bayern), von 
der Begründung des Beamten Verhältnisses durch 
Aushändigung einer Urkunde mit konstitutiver 
Wirkung abgesehen werden kann. Diesem Anliegen 


hat der Ausschuß nach Anhörung von Veirtretern 
der Länder Biaden-Württemberg und Bayern durch 
Einfügen eines zweiten Satzes in § 95 Abs, 1 Rech- 
nung getragen. 

Zu Nr. 13, 14 

Die vorgesehenen Vorschriften tragen in Ergän- 
zung des § 80 Abs. 2 den besonderen Bedürfnissen 
des Vollzugsdienstes und des Einsatzdienstes der 
Berufsfeuerwehr Rechnung. 

Zu Artikel III 

Die Vorschriften 'dieses Artikels sind zur Anpas- 
sung des BPolBG an die durch Artikel I geänderte 
Fassung des BBG notwendig geworden. 

Zu Nr. 1 und 2 

Die Änderungen 'sind eine Folge der neuen 
Sterbegeldregelung (§§ 122, 131 BBG). Hinterblie- 
benen, die keine laufenden Versorgungsbezüge er- 
halten, wird danach Übergangsversorgung im bis- 
herigen Umfange igewährt. 

Zu Nr. 3 

Die Neufassung des § 20 BPolBG berücksichtigt 
die Erhöhung des Mindestruhegehalts und die Ein- 
führung eines erhöhten Unfallruhegehalts durch 
§ 141 a BBG. 


Zu Artikel IV 
Zu § 1 

Zu Nr. 1 (§ 48) 

Absatz 1 enthält eine Generalklausel und ver- 
weist auf die materiellen Regelungen in den folgen- 
den Paragraphen. Die Aufteilung der derzeitigen 
Vorschriften innerhalb des § 48 auf mehrere Para- 
graphen Ist im Interesse der Übersichtlichkeit der 
G es am tr egel ung ge'b o ten. 

Absatz 2 entspricht dem derzeitigen § 48 Abs. 4. 

Zu Nr. 1 (§ 48 a) 

Die Vorschrift regelt die Überleitung in das jet- 
zige Besoldungssystem für bestimmte Gruppen von 
Versorgungsempfängern, während § 48 b die der- 
zeitige pauschale Überleitung für die anderen Per- 
sonengruppen beibehält. 

Absatz 1 legt zunächst den hier erfaßten Perso- 
nenkreis wie folgt fest: 

a) Versorgungsempfänger, die unter der Geltung 
des Besoldungsgesetzes vom 16. Dezember 1927 

— also ab 1. Oktober 1927 — in den Ruhesitand 
getreten sind, 

b) außerdem diejenigen Versorgungsempfänger, die 

— im wesentlichen als zu dem Personenkreis des 
G 131 gehörig — seit idem Inkrafttreten einer 
dem Reichsbesoldungsgesetz angeglichenen Be- 
soldungsordnung eines Landes in deren Gel- 
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tungshereich in den Ruhestand getreten sind. Der 
Klarstellung, »durch welche Landesgesetze und 
von welchem Zeitpunkt an die Angleichung er- 
folgt ist, 'dient die Zusammenstellung der An- 
lage VI, die dem Gesetzentwurf als neue Anlage 
des BBesG ibeigefügt werden soll. 

Die Überleitung in das jetziige Besoldungssystem 
setzt voraus, daß »die Versorgungsempfänger, die 
aus Besoldungsgruppen alten Rechts in den Ruhe- 
stand geitreten sind, nunmehr in Besoldungsgruppen 
des neuen Rechts über geleitet werden. Hierzu ist 
eine Oberleitungstab eile erstellt worden, auf die in 
§ 48 a Abs. 1 verwiesen ist (Anlage VII zum 
BBesG). 

In Absatz 1 Satz 2 mußten die dort aufgeführten 
— ■ »den Versorgungsbezügen zur Zeit zugrunde lie- 
genden — Besoldungsgruppen von der Überleitung 
ausgenommen werden. Bei A 8 c 1 bis A 8 c 5 han- 
delt es sich um Einzelgehälter (A 8 c 2 : 2 Stufen), 
für »die es eine vergleichbare BesoMungsgruppe im 
BBesG nicht gibt. In diesen Fällen muß es bei der 
Pauschalüberleitung mit 65 v. H. verbleiben. Die Be- 
soldungs gruppen A 9 b, A 10 c und A 12 sind mit 
dem Schnitt, der bis zum 31. März 1957 galt, für 
Vollzugsbeamte des BGS durch das Gesetz vom 
20. August 1952 neu eingefügt worden. Hier han- 
delt es sich, ähnlich wie in dem vorbez ei ebneten 
Fall, um kurz geschnittene Besoldungs gruppen mit 
jeweils 5 Stufen, die ebenfalls mit keiner Besol- 
dungsgruppe des BBesG verglichen und daher nicht 
in die Besoldungsordnung A hineinprojiziert wer- 
den können. 

Absatz 1 Satz 3 bestimmt, wie die Überleitung 
innerhalb der neuen Besoldungsgruppen dürch- 
zuführen ist. Wer bisher aus der Endstufe seiner 
B'esoldungsgruppe versorgt wird, wird auch in Zu- 
kunft aus der Endstufe der neuen Besoldungsgruppe, 
in die er übergeleitet »ist, versorgt; jedoch war hier- 
zu eine Modifikation nötig: Wer bisher aus einer 
Besoldungsgruppe versorgt worden war, deren 
Grimdgehaltssätze zwischen den vergleichbaren 
Normalgruppen lagen, kann jetzt nur in eine der in 
der neuen Besoldungsordnung A vorhandenen Be- 
soldungsgruppen bbergel eitet wierden, für ihn 
mußte aber die Endstufe zur Vermeidung struk- 
tureller Veränderungen, die der Gesetzentwurf un- 
berücksichtigt lassen will, besonders festgelegt wer- 
den. Wer bisher nicht aus der Endstufe versorgt 
worden ist, soll mit dem gleichen Abstand von der 
Endstufe übergeleitet werden wie bisher. Diese 
Regelung hat ihr Vorbild in der Überleitung für 
aktive Beamte, die in § 37 Abs. 3 Satz 3 BBesG 
durchgeführt »ist. 

Absatz 2: Mit der Regelung des Absatzes 1 ist der 
größte Teil der Versorgungsfälle bereinigt, zumal 
davon ausgegangen werden kann, daß die meisten 
Versorgimgsempfänger aus der Endstufe ihrer Be- 
soldungsgruppe in den Ruhestand getreten sind. Um 
aber gleichwohl die Möglichkeit zu bieten, daß Ver- 
sorgimgsempfänger, die es wünschen, in vollem 
Umfang in das neue Besoldungssystem übergeleitet 
werden, sieht Absatz 2 vor, daß ein Antrag auf 
Festsetzung des Besoldungsdienstalters in der 
neuen Gruppe gestellt werden kann. Der in Satz 2 


enthaltene Hinweis für frühere Berufssoldaten usw. 
auf § 34 BBesG dient der Klarstellung, daß für 
diesen Personenkreis die BDA-Berechnung nach 
denselben Vorschriften durchzuführen ist wie für 
die aktiven Berufssoldaten. 

Absatz 2 Satz 4; Für die Berufssoldaten der 
früheren Wehrmacht galt die B es oldungs Ordnung C. 
Für die Versorgung nach dem G 131 wurden diese 
Personen in eine Besoldungsgruppe der Besoldungs- 
ordnungen A und B über geleitet (§ 53 Abs. 3 G 131). 
Dabei wurde in Anlage B zu dieser Vorschrift des 
G 131 fest gelegt, daß 

Stabsfeldwebel nach A 8a (6. bis 8. Stufe), 

Oberfeldwebel nach A 8 a (5. bis 7. Stufe), 

Feldwebel nach A8a (4. bis 6. Stufe), 

Unterfeldwebel nach A 8 a (3. bis 5. Stufe), 

Unteroffiziere nach A 8 a (1. bis 3. Stufe) 

übergeleitet werden. Da sich für diesen Personen- 
kreis die Versorgung nach bestimmten Stufen der 
bezeichneten Besoldungsgruppen richtet, kann in 
diesen Fällen eine BDA-Berechnung nicht durch- 
geführt werden, da im anderen Falle eine struk- 
turelle Veränderung vorgenommen würde. Diese 
ehemaligen Soldaten sind aber von § 48 a Abs. 1 
erfaßt. Das bedeutet: sie werden nach der Überlei- 
tungstabelle aus A 8 a dn die neue Besoldungs- 
gruppe A 5 überführt und aus den Stufen, in denen 
sie sich jetzt gemäß Anlage B zu § 53 Abs. 3 G 131 
befinden, abstands gleich in die jeweils in Betracht 
kommende Stufe innerhalb der neuen Gruppe über- 
geleitet (§ 48 a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2). 

Absatz 3: In § 62 Abs. 1 Nr. 7 BBesG wurde mit 
Wirkung vom 1. April 1957 §141 Nr. 3 BBG neu- 
gefaßt und an die Stelle des Mittels zwischen der 
ersten und der letzten Dienstaltersstufe das Mittel 
aus der dritten und der letzten Dienstaltersstufe ge- 
setzt. Die Überleitung der am 1. April 1957 vorhan- 
denen Versorgungsempfänger in das neue Besol- 
dungssystem erfordert jetzt, daß auch diese Ände- 
rung des § 141 Nr. 3 BBG auf diesen Personenkreis 
angewendet wird. Satz 2 stellt aber außerdem klar, 
daß auf diejenigen Beamten, die unter der Geltung 
des Bundesbeamtengesetzes in den Ruhestand ge- 
treten sind, darüber hinaus auch die Verbesserung 
angewandt wird, die Artikel I selbst durch 
Schaffung der Regelung in § 141 Nr. 2 BBG 

bringt. Das bedeutet; Wer vor dem Inkrafttreten 
des BBG in den Ruhestand getreten ist, erhält die 
Versorgungsbezüge unter Zugrundelegung der 
Regelung in § 141 Nr. 3 dn der Fassung des BBesG, 
wer danach in den Ruhestand getreten ist, wird aus 
der Dienstaltersstufe seiner Besoldungsgruppe ver- 
sorgt, die er bis zum Erreichen der Altersgrenze 
hätte erreichen können (§ 141 Nr. 2 BBG n. F.). 

Absatz 4 Satz 1 stellt klar, daß bei der Errechnung 
der Versorgungsbezüge von den erhöhten Sätzen 
der Grundgehälter gemäß den beiden Besoldungs- 
erhöhungsgesetzen auszugehen dst. 

Satz 2: Es sind Fälle denkbar, in denen die Über- 
leitung in eine Besoldungsgruppe des heutigen 
Rechts sowohl nach Absatz 1 als auch nach Absatz 2 
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und 3 eine Verschlechterung gegenüber der der- 
zeitigen pauschalen Überleitung bringt. Für diese 
Fälle wird durch Gewährung einer die Versorgungs- 
bezüge erhöhenden Ausgleichszulage sichergestellt, 
daß der Besitzstand gewahrt wird. 

Absatz 5: Überleitung auch hinsichtlich des Orts- 
zuschlages in die Tarif klasse, die der neuen Besol- 
dungsgruppe entspricht. Außerdem wird kllargestellt, 
daß die Erhöhungen nach den beiden Besoldungs- 
erhöhungsgesetzen berücksichtigt werden. 

Absatz 6: In Absatz 1 dieses Paragraphen werden 
auch solche Versorgungsempfänger erfaßt, die nicht 
unmittelbar aus einer Besoldungsordnung des 
Reichsbesoldungsgesetzes versorgt werden, sondern 
aus einer angegM ebenen Besoldungsordnung eines 
Landes, einer Gemeinde usw. Die Überleitungs- 
tabelle (Anlage VII) konnte nur die Besoldungs- 
gruppen erfassen, die sich aus den Besoldungsord- 
nungen A und B des Reichsbesoldungsgesetzes er- 
geben. Es wird im allgemeinen davon ausgegangen 
werden können, daß in angegMchenen Besoldungs- 
ordnungen weitere Zwischengruppen nicht vorhan- 
den gewesen sein können. Da jedoch diese Möglich- 
keit nicht ganz auszuschließen 'ist und darüber hin- 
aus für einzelne Ämter Besonderheiten gegolten 
haben können, die nicht ohne weiteres erfaßbar 
waren, gibt Absatz 6 die Möglichkeit, die überlei- 
tungstabelle nach denselben Grundsätzen zu er- 
gänzen, die der Aufstellung der dem Gesetz als An- 
lage beizufügenden Überleitungstabelle zugrunde 
gelegen haben. 

Absatz 7: Stellt ein Versorgungsempfänger den 
Antrag, sein Besoldungs dienstalter in der neuen Be- 
soldungsgruppe festzusetzen, so sollen die Versor- 
gungsbezüge vom Ersten des Antragsmonats unter 
Zugrundelegung dieser Neuberechnung gewährt 
werden. Hierzu ist aber in Artikel IV § 3 des Gesetz- 
entwurfs eine Übergangsvorschrift vorgesehen. 

Zu Nr. 1 (§ 48 b) 

Bei denjenigen Versorgungsempfängern, die nicht 
von § 48 a erfaßt sind, soll es bei dem System der 
pauschalen Überleitung verbleiben. Daher entspricht 
die Fassung dieses Paragraphen materiell dem der- 
zeitigen § 48 Abs. 1 und Abs. 5. 

Zu Nr. 1 (§ 48 c) 

Entspricht der derzeitigen Regelung in § 48 Abs. 1 
Nr. 1. 

Zu Nr. 1 (§ 48 d) 

Nr. 1 : Entspricht dem derzeitigen § 48 Abs. 2. 

Nr. 2: Entspricht dem derzeitigen § 48 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe b. 

Nr. 3: Entspricht dem derzeitigen § 48 Abs. 1 Nr. 4 
Buchstabe a. 

Zu § 2 

Durch das Beamtenrechtseinführungsgesetz Saar 
ist auch für Versorgungsempfänger des Bundes das 
im übrigen Bundesgebiet geltende Beamtenrecht im 


Saarland eingeführt worden. Jedoch wurde in § 5 
des Gesetzes bestimmt, daß Kapitel II des BBesG (also 
§ 48) nicht anzuwenden ist. Vielmehr wurde von 
dem Grundgehalt ausgegangen, das am Tage vor 
dem Inkrafttreten des Beamtenrechtseinführungsge- 
setzes der Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge zugrunde zu legen war. Auch diesem Perso- 
nenkreis muß nunmehr die Möglichkeit eröffnet 
werden, die Festsetzung des Besoldungsdienstalters 
in der Überleitungsgruppe, nach der sich die Ver- 
sorgungsbezüge richten, zu beantragen. In diesen 
Fällen bedarf es keiner besonderen Überleitungs- 
übersicht, weil die Angleichungsverordnung von 
1958, in der die Überleitungsgruppen für Zwecke 
der abstandsgleichen Überleitung der Versorgungs- 
empfänger — Saar — festgelegt worden sind, be- 
reits auf das neue Besoldungsrecht abstellt. Die übri- 
gen Regelungen dieser Vorschrift sind auf den vor- 
angegangenen § 48 a Abs. 2 abgestimmt. 

Zu § 3 

Den Versorgungsempfängern muß eine Über- 
legungsfrist eingeräumt werden, in der sie sich ent- 
scheiden können, ob sie die Berechnung des Besol- 
dungsdienstalters für die weitere Gewährung von 
Versorgungsbezügen beantragen wollen. Hieraus 
soll ihnen aber im Hinblick auf die Regelung in 
§ 48 a Abs. 7 kein Nachteil erwachsen. Wer also den 
Antrag innerhalb eines Jahres nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes stellt, soll so behandelt werden, 
wie wenn er den Antrag bereits im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Gesetzes gestellt hätte. 

Zu Artikel V 

Da die Vorschriften über die Versorgung der Sol- 
daten im Soldatenversorgungsgesetz den versor- 
gungsrechtlichen Vorschriften im Bundesbeamtenge- 
setz und im Bundespolizeibeamtengesetz angepaßt 
sind, bedingen die in Artikel I und III vorgesehenen 
Änderungen auch eine Änderung der entsprechen- 
den Vorschriften des Soldatenversorgungsgesetzes. 

Zu § 1 

Zu Nr. 1 und 2 

Äuf die Ausführungen zu Artikel III Nr. 1 und 2 
wird verwiesen. 

Zu Nr. 3, 6, 7, 8, 9 und 10 

Auf die Ausführungen zu Artikel I § 1 Nr. 9, 13 j, 
14, 18 und 21 wird verwiesen. 

Zu Nr. 4 

Die Änderung ist eine Folge der Einfügung des 
§ 141a in das Bundesbeamtengesetz durch Artikel I 
§ 1 Nr. 13 f; auf die Ausführungen dazu wird ver- 
wiesen. 

Zu Nr. 5 

Die Vorschrift ist infolge Ergänzung des § 11 
Abs. 6 Satz 2 durch Artikel V § 1 Nr. 1 überholt. 
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Zu Nr. 11 

Durch die vorgesehene Neufassung wird der Än- 
derung des § 122 BBG (Artikel I § 1 Nr. 9 a) Rech- 
nung getragen. 

Zu Nr. 12 

Die vorgesehene Neufassung ist durch die Strei- 
chung des § 139 Abs. 5 BBG (Artikel I § 1 Nr. 13 c 
Buchstabe b) bedingt. 

Zu § 2 
Zu Nr. 1 

Auf die Ausführungen zu Artikel I § 2 Nr. 1 wird 
verwiesen. An die Stelle des Inkrafttretens des 
Bundesbeamtengesetzes (1. September 1953) hat der 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Soldatenversor- 
gungsgesetzes (1. April 1956) zu treten. 

Zu Nr. 2 

Auf die Ausführungen zu Artikel I § 2 Nr. 3 wird 
verwiesen. 


Zu Artikel VI 

Wegen der verhältnismäßig zahlreichen Ände- 
rungen des Bundesbeamtengesetzes, des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes und des Soldatenversorgungs- 
gesetzes hielt es der Ausschuß für erforderlich, die 


zuständigen Bundesminister zu ermächtigen, die ge- 
nannten Gesetze in der geänderten Fassung mit 
neuem Datum bekanntzumachen und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Zu Artikel VII 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Da das Soldatenversorgungsgesetz nicht in Berlin 
gilt, wurden auch die in Artikel V vorgesehenen 
Änderungen dieses Gesetzes von der Geltung in 
Berlin ausgenommen. 

Zu Artikel VIII 

Die in Artikel II Nr. 1 angeordnete Verlängerung 
der Frist, innerhalb der die Länder verpflichtet sind, 
ihr Beamtenrecht an die Vorschriften des Beamten- 
rechtsrahmengesetzes anzupassen, wurde rückwir- 
kend vom Zeitpunkt des Ablaufs der durch § 1 des 
Beamtenrechtsrahmengesetzes in der Fassung vom 
1. JuM 1957 festgelegten Anpassungsfrist an in Kraft 
gesetzt. Damit soll erreicht werden, daß die ver- 
längerte Anpassungsfrist als nicht unterbrochen gilt, 
so daß keine Zweifel über die Rechtslage in den- 
jenigen Ländern entstehen können, die ihrer Ver- 
pflichtung zur Anpassung ihres Beamtenrechts an 
die Vorschriften des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
bis zum Ablauf der bisherigen Anpassungsfrist nicht 
nachgekommen sind. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Matzner Hübner 


Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1630 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag der Fraktion der SPD betr. Ände- 
derung des Bundesbesoldungsgesetzes — Druck- 
sache 620 — und 

den von der Fraktion der FDP eingebrachten Ent- 
wurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Bundesbesoldungsgesetzes — 
Drucksache 727 — 

durch die Beschlußfassung zu Artikel IV für er- 
ledigt zu erklären, 

3. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) zur Regelung der Frage der Doppelversor- 
gung bei Beamten und Versorgungsempfän- 
gern dem Deutschen Bundestag bis zum 
1. April 1962 einen Gesetzentwurf vorzulegen, 

b) darüber hinaus die Frage einer Änderung der 
Ruhensvorschriften der §§ 158, 160 des Bun- 
desbeamtengesetzes und 

c) die Frage der unterschiedlichen versorgungs- 
rechtlichen Behandlung von Dienstunfall und 
Dienstbeschädigung zu prüfen, 

4. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen und Eingaben für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 15. Juni 1961 


Der Ausschuß für Inneres 


Schmitt- V Ockenhausen 

Vorsitzender 


Matzner Hübner 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Kühlthau, Frau Dr. Schwarzhaupt, 
Frau Pitz-Savelsberg, Berger, Brück, Hübner und Genossen 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 

Bundesbeamtengesetzes 

- — Drucksache 1630 - — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Inneres 
(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Bundesbeamtengesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Burudesbeamtengesetz in der Fassung vom 
18. September 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1338) wird 
wie folgt geändert: 


1. In § 36 Abs. 1 Nr. 1 werden nach dem Wort 
^ „Staatssekretäre“ das Komma und das Wort 
„Unterstaatssekretäre" gestrichen. 

2. In § 72 Abs. 3 tritt an die Stelle des Wortes 
„sechzig“ das Wort „siebenundfünfzig" , 


3. § 111 Abs. 3 wird gestrichen; Absatz 4 wird 
Absatz 3. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

beamtenrechtlicher 

und besoldungsrechtlicher Vorschriften 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

§ 1 

Das Bundesbeamtengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1957 (Bunides- 
gesetzbl. I S. 1337), zuletzt geändert durch das 
Gesetz über die Zuständigkeit auf dem Gebiet des 
Rechts des öffentlichen Dienstes vom 20. August 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 705), wird wie folgt geän- 
dert und ergänzt: 

1. unverändert 

2. § 72 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die regelmäßige Arbeitszeit darf 
wöchentlich im Durchschnitt fünfundvierzig 
Stunden nicht überschreiten." 

b) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

c) In Absatz 3 wird das Wort „sechzig“ durch 
das Wort „sechsundfünfzig" ersetzt. 

2a. Nach § 80 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

^ „§ 80 a 

Den Beamten kann bei Dienstjubiläen eine 
Jubiläumszuwendung gewährt werden. Das 
Nähere regelt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung." 

Nummer 3 entfällt 
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Entwurf 

4, In § 112 wird folgende Nummer 3 angefügt: 

„3, die unter das Häftlingshilfegesetz in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. März 
1957 (BundesgesetzbL 1 S. 168) fallenden 
Personen in Gewahrsam verbracht haben." 

5. ln § 113 Abs. 2 werden die Worte „und 3" ge- 
strichen. 

6. § 115 Abs. 2 wird gestrichen; Absatz 3 wird 
Absatz 2. 

7, In § 116 Abs. 1 Nr. 1 werden folgende Buchstaben 
c und d angefügt: 


„c) hauptberuflich im Dienst der Fraktionen 
des Bundestages oder der Landtage oder 

d) im Dienst von kommunalen Spitzenver- 
bänden''. 

8. In § 116a Satz 2 werden nach dem Wort „Lauf- 
bahn" die Worte „oder für die Abschlußprüfung 
an einer Bau- und Ingenieurschule oder einer 
anderen Fachschule" eingefügt. 


9. § 118 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Ruhegehalt beträgt bei Vollendung 
einer zehnjährigen ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
fünfunddreißig vom Hundert und steigt mit 
jedem weiter zurückgelegten Dienstjahr 

bis zum vollendeten fünfundzwanzigsten 
Dienstjahr um zwei vom Hundert, 
von da ab um eins vom Hundert 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

Nummer 4 entfällt 


Nummer 5 entfällt 


Nummer 6 entfällt 


7. In § 116 Abs. 1 Nr. 1 wird in Buchstabe b nach 

^ dem Wort „Schuldienst" das Wort „oder" an- 
gefügt; folgende Buchstaben c und d werden 
eingefügt: 

„c) unverändert 

d) hauptberuflich im Dienst von kommunalen 
Spitzenverbänden" . 

8. § 116 a erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 116 a 

Die nach Vollendung des siebzehnten Lebens- 
jahres liegende Zeit 

1. einer praktischen Tätigkeit oder eines 
Studiums an einer wissenschaftlichen 
Hochschule, die Voraussetzung für die 
Ablegung der ersten Staats- oder Hoch- 
schulprüfung ist, oder 

2. einer praktischen Tätigkeit oder eines 
Besuches einer Bau-r Ingenieur- oder son- 
stigen Fachschule, die Voraussetzung für 
die Ablegung der Abschlußprüfung an 
diesen Schulen ist, 

kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit berück- 
sichtigt werden, wenn diese Vorbildung erfolg- 
reich abgeschlossen ist und für die Wahrneh- 
mung des dem Beamten übertragenen Amtes 
gefordert wird. Die Zeit einer praktischen 
Tätigkeit nach Vollendung des siebzehnten 
Lebensjahres und nach Abschluß der Vorbil- 
dung kann als ruhegehaltfähige Dienstzeit be- 
rücksichtigt werden, soweit sie in Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis gefordert wird oder an 
die Stelle des Vorbereitungsdienstes tritt oder 
auf den Vorbereitungsdienst angerechnet 
worden ist." 

9. § 118 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

^ a) In Satz 1 wird der Punkt am Satzende durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgender 
Halbsatz angefügt: 

„ein Rest der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
von mehr als einhundertzweiundachtzig 
Tagen gilt als vollendetes Dienstjahr." 
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Entwurf 

der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge bis zum 
Höchstsatz von fünfundsiebzig vom Hundert. 
Bei kürzerer als zehnjähriger ruhegehalt fähiger 
Dienstzeit beträgt das Ruhegehalt fünfunddreißig 
vom Hundert. Dabei wird eine ruhegehaltfähige 
Dienstzeit von mehr als 182 Tagen als volles 
Dienst jahr berechnet. Mindestens werden sech- 
zig vom Hundert der jeweils ruhegelialtfäliigen 
Dienstbezüge aus der siebenten Dienstalters- 
stufe der Besoldungsgruppe A 1 gewährt." 


10. Nach § 124 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 124a 

(1) Eine Witwe, der nach § 123 Anspruch auf 
Witwengeld zusteht, erhält im Falle einer Wie- 
derverheiratung auf Antrag eine Witwenab- 
findung. 

(2) Die Witwenabfindung beträgt das Vier- 
undzwanzigfache des Witwengeldes des Monats, 
in dem sich die Witwe wiederverheiratet; die 
Abfindung ist in einer Summe zu zahlen. 


(3) Lebt das Witwengeld nach § 164 Abs. 3 
wieder auf, so ist die Witwenabfindung, soweit 
sie für eine Zeit berechnet ist, die nach dem 
Wiederaufleben des Witwengeldes liegt, in an- 
gemessenen monatlichen Teilbeträgen einzube- 
halten." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Mindestens werden fünfundsechzig vom 
Hundert der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol- 
dungsgruppe A 1 gewährt." 


9a. § 122 wird wie folgt geändert: 

^ a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Beim Tode eines Beamten mit Dienst- 
bezügen erhalten der überlebende Ehegatte, 
die ehelichen und für ehelich erklärten Ab- 
kömmlinge des Beamten, die von ihm an 
Kindes Statt angenommenen Kinder, die 
Verwandten der aufsteigenden Linie, seine 
Geschwister und Geschwisterkinder sowie 
seine Stiefkinder Sterbegeld, wenn sie zur 
Zeit des Todes zur häuslichen Gemeinschaft 
des Beamten gehört haben; das gleiche gilt 
für die unehelichen Kinder einer Beamtin 
mit Dienstbezügen und deren Abkömmlinge. 
Sterbegeld ist in Höhe des Zweifachen der 
Dienstbezüge des Verstorbenen ausschließ- 
lich der Kinderzuschläge und der zur Be- 
streitung von Dienstaufwandskosten be- 
stimmten Einkünfte in einer Summe zu zah- 
len. Beim Tode eines Ruhestandsbeamten 
oder eines entlassenen Beamten tritt an die 
Stelle der Dienstbezüge das Ruhegehalt oder 
der Unterhaltsbeitrag." 

b) In Absatz 2 wird das Wort „Hinterbliebene" 
durch das Wort „Anspruchsberechtigte" 
ersetzt. 

c) Absatz 3 wird gestrichen. 

10. Nach § 124 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

„§ 124a 

(1) Eine Witwe, die Anspruch auf Witwen- 
geld hat, erhält im Falle einer Wiederverhei- 
ratung eine Witwenabfindung. 

(2) Die Witwenabfindung beträgt das Vier- 
undzwanzigfache des Witwengeldes des Monats, 
in dem sich die Witwe wiederverheiratet; ist 

bei Anwendung des § 160 Abs. 1 Nr. 2 das 
Witwengeld nicht in voller Höhe zu zahlen, so 
ist der zu zahlende Betrag der Witwenabfin- 
dung zugrunde zu legen. Die Abfindung ist in 
einer Summe zu zahlen. 

(3) unverändert 
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Entwurf 

11. Dem § 125 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Ein Unterhaltsbeitrag nach Absatz 2 
kann der geschiedenen Ehefrau eines verstor- 
benen Beamten bewilligt werden, wenn der Ver- 
storbene für überwiegend schuldig erklärt war." 

12. In § 128 Abs. 4 werden nach denWorten „§ 125 
Abs. 1 und" die Worte „4 sowie" eingefügt. 


13. § 131 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz U 

b) als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Unterhaltsbeiträge nach § 125 Abs. 2 
und 3 sowie § 126 Abs. 3 können auf 
Antrag bereits vom Ende des Sterbemonats 
ab gezahlt werden, auch wenn Sterbegeld 
gewährt ist. Sie dürfen die für die Zeit nach 
Ablauf des Sterbegeldes bei Anwendung des 
§ 128 sich ergebenden Beträge nicht über- 
schreiten." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

11. In § 125 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 werden nach 
^ dem Wort „schuldlos" jeweils die Worte „oder 
aus überwiegendem Verschulden des Ehe- 
mannes" eingefügt. 


Nummer 12 e^tfällt 


12a. In § 130 werden nach dem Wort „schuldlos" 
^ die Worte „oder aus überwiegendem Verschul- 
den des Ehemannes" eingefügt. 

13. § 131 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„§ 131 

Die Zahlung des Witwen- und Waisengeldes 
sowie eines Unterhaltsbeitrages nach §§ 125, 
126 oder 130 beginnt mit Ablauf des Sterbe- 
monats. Kinder, die nach diesem Zeitpunkt 
geboren werden, erhalten Waisengeld vom 
Ersten des Geburtsmonats ab." 


13a. In § 132 Satz 1 werden nach dem Wort „schuld- 
^ los" die Worte „oder aus überwiegendem Ver- 
schulden der Ehefrau" eingefügt. 

13b. Dem § 135 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

♦ 

„Hat der Beamte wegen der Entfernung seiner 
ständigen Familienwohnung vom Dienstort an 
diesem oder in dessen Nähe eine Unterkunft, 
so gilt die Nummer 2 auch für den Weg von 
und nach der Familienwohnung." 

13c. § 139 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Dienst- 
bezügen" durch die Worte „Dienstbezügen, 
dem Unterhaltszuschuß" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

13d.In § 140 Abs. 1 Satz 2 zweiter Halbsatz werden 
^ die Worte „hinter sechsundsechzigzweidrittel" 
durch die Worte „hinter fünfundsiebzig" ersetzt. 

13e. § 141 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Die Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. der als Beamter auf Lebenszeit oder auf 
Probe ein aufsteigendes Gehalt bezogen 
hat, nach der Dienstaltersstufe seiner 
Besoldungsgruppe, die er bis zum Errei- 
chen der Altersgrenze (§ 41 Abs. 1) 
hätte erreichen können." 

b) Die Nummer 3 wird gestrichen. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


13f. Nach § 141 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

„§ 141a 


Setzt ein Beamter bei Ausübung einer Dienst- 
handlung, mit der für ihn eine besondere 
Lebensgefahr verbunden ist, sein Leben ein 
und erleidet er infolge dieser Gefährdung einen 
Dienstunfall, so sind bei der Bemessung des 
Unfallruhegehaltes fünfundsiebzig vomHundert 
der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge aus der 
Endstufe der nächsthöheren Besoldungsgruppe 
zugrunde zu legen, wenn er infolge dieses 
Di enstimf alles dienstunfähig geworden und in 
den Ruhestand getreten und im Zeitpunkt des 
Eintritts in den Ruhestand infolge des Dienst- 
unfalles in seiner Erwerbs fähigkeit um mehr 
als fünfzig vom Hundert beschränkt ist. Besteht 
auf Grund derselben Ursache auch ein Anspruch 
auf Flugunfallentschädigung nach § 26 des Bun- 
despolizeibeamtengesetzes oder auf Unfallent- 
schädigung nach § 63 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes, so findet Satz 1 nur Anwendung, wenn 
auf die Entschädigung verzichtet wird." 


13g. § 144 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die bisherige 
Nummer 1 gestrichen; die bisherigen Num- 
mern 2 und 3 werden Nummern 1 und 2. 
In Nummer 1 werden die Worte „(§§ 140, 
141)" durch die Worte „(§§ 140, 141, 141a)" 
ersetzt. 

b) Als Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) § 141a Satz 2 gilt entsprechend." 


13h. Dem § 145 wird folgender Satz angefügt: 

♦ 

„§ 141a Satz 2 gilt entsprechend." 


13i. § 152 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Eine verheiratete Beamtin auf Lebens- 
zeit oder auf Probe, die auf Antrag entlas- 
sen wird, erhält auf Antrag eine Abfindimg." 

b) In Absatz 2 werden die Worte jedoch 
höchstens bis zu insgesamt sechzehn 
Monatsbeträgen. Der Monatsbetrag ist nach 
den für ledige Beamte geltenden Grundsät- 
zen zu berechnen" gestrichen. 


13j. § 156 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(1) Auf den Ortszuschlag (§ 108 Nr. 2) fin- 
den die für die Beamten geltenden Vorschriften 
des Besoldungsrechts Anwendung. Er ist mit 
dem Satz für die Ortsklasse des Wohnsitzes 
des Versorgungsempfängers, bei einem Wohn- 
sitz außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
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Entwurf 


14. § 158 wird wie folgt geändert; 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte und für 
Witwen 

die für denselben Zieitraum bemes- 
senen ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge, aus denen das Ruhegehalt 
berechnet ist, 

2. für Waisen 

vierzig vom Hundert der unter 
Nummer 1 bezeichneten Dienst- 
bezüge." 

b) In Absatz 4 Satz 1 sind hinter dem Wort 
„Ruhestandsbeamte" die Worte „und Wit- 
wen" einzufügen. 

c) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Entsprechend bemißt sich die Höchstgrenze 
für Waisen (Absatz 2 Nr. 2)." 


15. § 160 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 

fünfundsiebzig vom Hundert der ruhege- 
haltfähigen Dienstbezüge, aus denen das 
dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhe- 
gehalt berechnet ist." 

16. Nach §160 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 160 a 

(1) Erhält ein Versorgungsempfänger Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen oder 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

setzes mit dem Satz für die Ortsklasse A anzu- 
setzen; dies gilt auch dann, wenn der Beamte 
einen Ortszusdilag nicht oder nur teilweise 
bezogen hat. Sind nach dem Tode eines Beam- 
ten oder Ruhestandsbeamten mehrere Versor- 
gungsempfänger vorhanden, so ist der Orts- 
zuschlag einheitlich mit dem Satz für die 
Ortsklasse, der der Versorgung des überleben- 
den Ehegatten zugrunde liegt, und, falls eine 
solche Versorgung nicht zusteht, mit dem Satz 
für die Ortsklasse, der der Versorgung des 
jüngsten Versorgungsempfängers zugrunde 
liegt, anzusetzen. § 17 Abs. 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes gilt sinngemäß." 

iSk.In § 157 Abs. 1 Satz 2 wird der Strichpunkt am 

^ Ende des ersten Halbsatzes durch einen Punkt 
ersetzt; der zweite Halbsatz wird gestrichen. 

14. § 158 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) In Absatz 4 Satz 1 sind nach dem Wort 
„Ruhestandsbeamte" die Worte „und Wit- 
wen" einzufügen. 

c) unverändert 


d) Absatz 5 Satz 1 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung; 

„Verwendung im öffentlichen Dienst im 
Sinne des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung 
im Dienst von Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts im Reichs- 
gebiet oder ihrer Verbände;". 

15. unverändert 


Nummer 16 entfällt 
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aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung für Angehörige des öffent- 
lichen Dienstes, so sind neben den Renten die 
Versorgungsbezüge nur bis zum Erreichen der 
in Absatz 2 bezeichneten Höchstgrenze zuzüg- 
lich eines Betrages in Höhe von zehn vom Hun- 
dert dieser Renten ohne Kinderzuschuß zu 
zahlen. 

(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Ruhestandsbeamte der Betrag, der 
sich nach den §§ 118, 140 oder 181 a 
als Ruhegehalt zuzüglich Kinderzu- 
schlägen ergeben würde, wenn der Be- 
rechnung zugrunde gelegt werden 

a) bei den ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezügen 

die Endstufe der Besoldungsgruppe, 
aus der sich das Ruhegehalt be- 
mißt, 

b) als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

die Zeit vom vollendeten siebzehn- 
ten Lebensjahr bis zum Eintritt des 
Versorgungsfalles zuzüglich der 
Zeiten, um die sich die ruhege- 
haltfähige Dienstzeit erhöht, und 
der Zeiten einer rentenversiche- 
rungspflichtigen Beschäftigung oder 
Tätigkeit nach Eintritt des Versor- 
gungsfalles} 

2. für Witwen der Betrag, der sich als 
Witwengeld ohne Kinderzuschläge, 

für Waisen der Betrag, der sich als 
Waisengeld zuzüglich Kinderzuschlag 
aus dem Ruhegehalt nach Nummer 1 

ergeben würde. 

(3) Als Renten im Sinne des Absatzes 1 gel- 
ten nicht 

1. bei Ruhestandsbeamten (Absatz 2 
Nr. 1) die Hinterbliebenenrenten aus 
einer Beschäftigung oder Tätigkeit des 
Ehegatten, 

2. bei Witwen und Waisen (Absatz 2 
Nr. 2) Renten auf Grund einer eigenen 
Beschäftigung oder Tätigkeit. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 und 2 blei- 
ben außer Ansatz der Teil der Rente (Absatz 1), 
der 

1. dem Verhältnis der Versicherungs- 
jahre auf Grund freiwilliger Weiter- 
versicherung oder Selbstversicherung 
zu den gesamten Versicherungsjahren 
entspricht, 

2. auf einer Höherversicherung beruht. 

Dies gilt nicht, soweit der Arbeitgeber Zu- 
schüsse in Höhe von mindestens der Hälfte der 
Beiträge geleistet hat. 
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(5) In den Fällen des §125 Abs. 2, 3 werden 
die Renten im Sinne des Absatzes 1 voll auf den 
Versorgungsbezug angerechnet. Absatz 3 gilt 
entsprechend." 

17. §164 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„ein von der Witwe infolge Auflösung der Ehe 
erworbener neuer Versorgungsanspruch, Unter- 
haltsanspruch oder Rentenanspruch aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen oder aus einer 
zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenfür- 
sorge für Angehörige des öffentlichen Dienstes 
ist auf das Witwengeld anzurechnen." 

18. § 165 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. den Bezug eines Einkommens (§ 158), einer 
Versorgung (§ 160) oder einer Rente 

(§§ 160 a, 164 Abs. 3), die Witwe und Waise 
auch die Verheiratung (§ 164 Abs. 1 Nr. 1 )," . 

19. ln § 166 Nr. 6 werden die Worte „§§ 158 und 
160" ersetzt durch die Worte „§§ 158, 160 und 
160 a". 


20. In § 181 Abs. 9 werden am Ende des Satzes 2 
die Worte angefügt „und des § 160 a Abs. 2 
Nr. 1". 

21. Nach § 181a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 181b 

Ist ein Beamter aus Anlaß des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangensdiaft 
geraten und darin verstorben, so wird Versor- 
gung nach § 181 a Abs. 1 bis 5 gewährt; sein 
Tod gilt als Beschädigung im Sinne der in 
§ 181a Abs. 6 Satz 1 genannten Vorschriften." 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Nummer 17 entfällt 


18. In § 165 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort 
^ „Verlegung" die Worte „des Wohnsitzes im In- 
land sowie" eingefügt. 


Nummer 19 entfällt 


19a. § 180 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „175 
und 181 a" durch die Worte „175, 181 a und 
181 b" ersetzt. 

b) Absatz 1 Nr. 4 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„§§ 124 a, 129 Abs. 2 und § 133 sind ent- 
sprechend anzuwenden." 

c) In Absatz 2 Nr. 2 werden die Worte „Abs. 3 
und § 181 a" durch die Worte „Abs. 3, 
§§ 181 a und 181 b" ersetzt. 

d) In Absatz 4 werden die Worte „Satz 3 und 
§ 181 a" durch die Worte „Satz 3, §§ 181 a 
und 181 b“ ersetzt. 


Nummer 20 entfällt 


21. Nach § 181a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

♦ 

„§ 181b 

( 1 ) Ist ein Beamter aus Anlaß des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangenschaft 
geraten und infolge eines in der Kriegsgefangen- 
schaft erlittenen Unfalles (§ 135) in den Ruhe- 
stand getreten oder verstorben, so wird Ver- 
sorgung nach § 181 a Abs. 1 bis 5 gewährt. Ist 
der Beamte in der Kriegsgefangenschaft ver- 
storben, so gilt der Tod als infolge eines Un- 
falles eingetreten. Außer den in der Rechtsver- 
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Ordnung zu § 135 Abs. 3 genannten Krankhei- 
ten kann der Bundesminister des Innern Krank- 
heiten bestimmenr die auf außergewöhnlichen 
Verhältnissen in einer Kriegsgefangenschaft 
beruhen. 

(2) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 2 
Buchstabe b des Bundesversorgungsgesetzes 

gilt als Beschädigung im Sinne der in § 181 a 
Abs. 6 Satz 1 genannten Vorschriften; § 181 a 

Abs. 6 Satz 2 gilt entsprechend." 

22. §182 wird gestrichen, Nummer 22 entfällt 


§ 2 

Cbergangsvorschriften 

1. (1) § 1 Nr. 11, 12 a und 13 a ist mit Wir- 
kung vom 1. September 1953 ab anzuwenden. 
Für Zeiträume bis zum Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes wird ein Zahlungsausgleich nicht gewährt. 

(2) Soweit bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
keine Versorgungsbezüge gezahlt werden, wer- 
den Zahlungen nur auf Antrag gewährt, und 
zwar vom Ersten des Monats ab, in dem der An- 
trag gestellt wird. Anträge, die bis zum 31. März 
1962 gestellt werden, gelten als im Zeitpunkt 
des Inkrafttretens dieses Gesetzes gestellt. 

2. In den Fällen des § 1 Nr. 13 e bemessen sich 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für einen 
außerplanmäßigen Beamten, dessen Versor- 
gungsfall innerhalb der Zeit vom 1. September 
1953 bis zum 31. März 1957 eingetreten ist, nach 
der bis zur Altersgrenze erreichbaren Dienst- 
altersstufe der Besoldungsgruppe, in der ein sol- 
cher Beamter nach den damaligen Grundsätzen 
zuerst angestellt werden konnte. 

3. Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor- 
handenen Versorgungsempfänger gilt § 156 

Abs. 1 mit der Maßgabe, daß der Ortszuschlag 
mindestens mit dem Satz für die Ortsklasse A 
anzusetzen ist; dies gilt auch für die Empfänger 
von Hinterbliebenenversorgung, die nach dem 
Tode eines solchen Versorgungsempfängers ge- 
zahlt wird. 

4. (1) Für die Anwendung des § 181 b tritt an 
die Stelle der Ausschlußfrist im Sinne des § 181 a 
Abs. 5 in Verbindung mit § 150 eine Ausschluß- 
frist bis zum 30. September 1963. 

(2) Zahlungen auf Grund des § 181 b werden 
nur auf Antrag gewährt, und zwar vom Ersten 
des Monats ab, in dem der Antrag gestellt wor- 
den ist; Anträge, die bis zum 31. März 1962 ge- 
stellt werden, gelten als im Zeitpunkt des In- 
krafttretens dieses Gesetzes gestellt. 

(3) Ist die Einhaltung der im Absatz 1 genann- 
ten Frist durch von dem Berechtigten nicht zu 
vertretende Umstände unmöglich, so gilt die 
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Frist auch dann als gewahrt, wenn innerhalb 
von sechs Monaten nach Wegfall des Hindernis- 
ses die Ansprüche nach § 181 b angemeldet wer- 
den. Das gleiche gilt für die in Artikel III Abs. 2 
des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Geset- 
zes zur Regelung der Rechtsverhältnisse der un- 
ter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen vom 11. September 1957 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1275) bezeichnete Frist; ist das Hin- 
dernis vor Inkrafttreten dieses Gesetzes wegge- 
fallen, so beginnt die Frist von sechs Monaten 
mit dem 1. Oktober 1961. 


Artikel II 

Das Beamtenrechtsrahmengesetz vom 1. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 667), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 28. März 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 207), 
wird wie folgt geändert und ergänzt: 


1. In § 1 Satz 2 werden die Worte „innerhalb von 
drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes" durch die Worte „bis zum 31. Dezem- 
ber 1963" ersetzt. 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Durch Gesetz kann ferner bestimmt 
werden, daß eine Berufung in das Beamten- 
verhältnis nichtig ist, wenn eine ihr zu- 
grunde liegende Wahl unwirksam ist." 

3. § 63 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Durch Gesetz kann bestimmt werden, 
daß eine Witwe, die Anspruch auf Witwen- 
geld hat, im Falle einer Wiederverheira- 
tung eine Witwenabfindung erhält; Entspre- 
chendes gilt für den Witwer." 

4. § 65 Abs, 2 Satz 2 wird gestrichen. 

5. In § 70 Abs. 1 Satz 1 wird der Punkt am Satz- 
ende durch einen Strichpunkt ersetzt und fol- 
gender Halbsatz angefügt: 

„ein Rest der ruhegehaltfähigen Dienstzeit von 
mehr als einhundertzweiundachtzig Tagen gilt 
als vollendetes Dienst] ahr," 

6. In § 73 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 werden nach 
dem Wort „schuldlos" jeweils die Worte „oder 
aus überwiegendem Verschulden des Eheman- 
nes" eingefügt. 
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7. In § 78 Satz 1 werden nach dem Wort „schuld- 
los" die Worte „oder aus überwiegendem Ver- 
schulden der Ehefrau" eingefügt. 


8. Dem § 79 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

„Hat der Beamte wegen der Entfernung seiner 
ständigen Familienwohnung vom Dienstort an 
diesem oder in dessen Nähe eine Unterkunft, 
so gilt die Nummer 2 audi für den Weg von 
und nadi der Familienwohnung." 


9. § 80 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nr. 3 wird das Wort „Dienst- 
bezügen" durdi die Worte „Dienstbezügen, 
dem Unterhaltszusdiuß" ersetzt. 

b) Als Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Durdi Gesetz kann bestimmt werden, 
daß sidi bei der Berechnung des Unfallruhe- 
gehaltes die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
nach der nächsthöheren Besoldungsgruppe 
bemessen, wenn der Beamte bei Ausübung 
einer Diensthandlung, mit der für ihn eine 
besondere Lebensgefahr verbunden ist, sein 
Leben einsetzt und infolge dieser Gefähr- 
dung einen Dienstunfall mit der Folge der 
Zurruhesetzung erleidet; dies gilt nur, wenn 
der Beamte infolge dieses Dienstunfalles im 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand in 
seiner Erwerbsfähigkeit um mehr als fünfzig 
vom Hundert beschränkt ist." 

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden 
Absätze 3 und 4. 


10. § 83 Abs. 2 Satz 1 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„Verwendung im öffentlichen Dienst im Sinne 
des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung im Dienst 
von Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts im Reichsgebiet oder 
ihrer Verbände;". 


11. Nach § 92 a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 92 b 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß 
einem Beamten, der aus Anlaß des ersten oder 
zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangenschaft 
geraten und infolge eines in der Kriegsgefangen- 
schaft erlittenen Unfalles in den Ruhestand ge- 
treten oder verstorben ist, eine erhöhte Versor- 
gung nach den allgemeinen Vorschriften gewährt 
wird; hierbei kann bestimmt werden, daß der 
Tod als infolge eines Unfalles eingetreten gilt, 
wenn der Beamte in der Kriegsgefangenschaft 
verstorben ist. § 92 a Satz 2 bis 4 gilt entspre- 
chend." 
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12. Dem § 95 Abs. 1 wird als Satz 2 angefügt: 

„Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß bei 
Beamten auf Zeit, bei denen die Verleihung des 
Amtes auf einer Wahl durch das Volk beruht, 
das Beamtenverhältnis anders als durch Ernen- 
nung begründet wird." 

13. Nach § 103 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

.§ 103 a 

Durch Gesetz kann bestimmt werden, daß sich 
in den Fällen des § 80 Abs. 2 bei der Berech- 
nung des Unfallruhegehaltes eines Polizeivoll- 
zugsbeamten mit einem niedrigeren Dienstgrad 
als dem eines Polizeimeisters die ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge nach einer anderen als 
der nächsthöheren Besoldungsgruppe, höchstens 
jedoch nach der Besoldungsgruppe eines Poli- 
zeimeisters, bemessen." 


14. § 104 wird wie folgt geändert: 

a) Die bisherige Vorschrift wird Absatz 1. 

b) Als Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) § 103 a gilt entsprechend." 


A r t i k e 1 III 

Das Bundespolizeibeamtengesetz vom 19. Juli 
1960 (Bundesgesetzbl. I S. 569) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 17 Abs. 6 Satz 2 zweiter Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„endet die Zeit, für die Übergangsgebührnisse 
zustehen, innerhalb der auf den Sterbemonat 
folgenden drei Monate, so werden die Über- 
gangsgebührnisse bis zum Ablauf dieser Frist 
weiterge währt." 


2. § 18 Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Die in § 17 Abs. 6 Satz 2 bezeichneten 
Hinterbliebenen eines Polizeivollzugsbeamten 
auf Widerruf, der nach einer Dienstzeit von min- 
destens einem Jahr infolge einer Dienstbeschädi- 
gung im Sinne des § 46 Abs. 1 des Bundesbeam- 
tengesetzes verstorben ist, erhalten die Über- 
gangsbeihilfe, die dem Polizeivollzugsbeamten 
auf Widerruf bei Entlassung im Zeitpunkt des 
Todes nach Absatz 2 zugestanden hätte. Ist der 
Polizeivollzugsbeamte auf Widerruf nicht an den 
Folgen einer Dienstbeschädigung verstorben, so 
erhalten die in § 17 Abs. 6 Satz 2 bezeichneten 
Hinterbliebenen eine Übergangsbeihilfe in Höhe 
des Einfachen der Dienstbezüge des letzten Mo- 
nats und, wenn der Polizeivollzugsbeamte nach 
einer Dienstzeit von zwei Jahren verstorben ist, 
die Übergangsbeihilfe nach Absatz 2." 
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3. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Polizeivollzugsbeamter auf Wider- 
ruf, der wegen Polizeidienstunfähigkeit in- 
folge eines Dienstunfalles (§ 135 des Bundes- 
beamtengesetzes) entlassen worden ist, er- 
hält Unfallfürsorge nach § 142 des Bundes- 
beamtengesetzes mit der Maßgabe, daß der 
Unterhaltsbeitrag nach § 142 Abs. 2 Nr. 1 des 
Bundesbeamtengesetzes nicht hinter fünfund- 
siebzig vom Hundert der jeweils ruhegehalt- 
fähigen Dienstbezüge aus der Endstufe der 
Besoldungsgruppe A 1 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes zurüdcbleibt. An die Stelle der Be- 
soldungsgruppe A 1 tritt die Besoldungs- 
gruppe A 5, wenn im übrigen die Vorausset- 
zungen des § 141 a Satzl des Bundesbeamten- 
gesetzes vorliegen; § 141 a Satz 2 des Bun- 
desbeamtengesetzes gilt entsprechend." 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Absatzes 1" die Worte „Satz 1 oder 2" an- 
gefügt. 


Artikel IV 

§ 1 

Das Bundesbesoldungsgesetz vom 27. Juli 1957 
(Bundes gesetzbl. I S. 993), zuletzt geändert durch 
das Sechste Gesetz zur Änderung und Überleitung 
von Vorschriften auf dem Gebiet des gewerblichen 
Rechtschutzes vom 23. März 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 274), wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. Kapitel II erhält folgende Fassung; 

„Kapitel II 

Anpassung der Versorgungsbezüge 
§ 48 

(1) Die Bezüge der am 1. April 1957 vorhan- 
denen Versorgungsempfänger, die der Bund oder 
eine bundesunmittelbare Körperschaft, Anstalt 
oder Stiftung des öffentlichen Rechts zu tragen 
hat, sind nach den Vorschriften der folgenden 
§§ 48 a bis 48 d neu festzusetzen. 

(2) Personen, die Versorgungsansprüche nach 
dem 1. April 1957 erwerben, aber nach dem 
31. März 1957 weder zu dem Personenkreis des 
§ 1 gehört noch als Beamte auf Widerruf im Vor- 
bereitungsdienst gestanden haben oder neben- 
bei beschäftigt worden sind, stehen den am 
1. April 1957 vorhandenen Versorgungsempfän- 
gem gleich. 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn Einrichtungen 
nach § 61 des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des Grundge- 
setzes fallenden Personen zur Versorgung ver- 
pflichtet sind. 
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§ 48a 

(1) Lagen den Bezügen nach § 48 Abs. 1 Grund- 
gehälter einer Besoldungsgruppe der Besol- 
dungsordnungen A oder B des Reichsbesoldungs- 
gesetzes vom 16. Dezember 1927 (Reichs gesetz- 
blattl S. 349), einer diesen Besoldungsordnungen 
angeglichenen Besoldungsordnung eines Landes 
(Anlage VI), einer Gemeinde oder eines Ge- 
meindeverbandes oder des Besoldungsplanes der 
Besoldungsordnung für die Reichsbahnbeamten 
zugrunde, so treten an ihre Stelle die Grundge- 
hälter der aus den Spalten 3 und 4 der An- 
lage Vn ersichtlichen Besoldungsgruppen. Das 
gilt nidit für Versorgungsbezüge aus den Besol- 
dungsgruppen A 8cl bis A8c5, A9b, A 10 c 
und A 12 in der Fassung des Gesetzes vom 
20. August 1952 (Bundesgestzbl. I S. 582). An 
die Stelle der bisherigen Dienstaltersstufe in Be- 
soldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern 
tritt, 

1. wenn die Versorgungsbezüge bisher 
aus der letzten Stufe errechnet worden 
sind, die Endstufe der neuen Besol- 
dungsgruppe, sofern nicht an ihre 
Stelle die in Spalte 4 der Anlage VH 
vorgesehene Dienstaltersstufe tritt, 

2. in allen übrigen Fällen die Dienst- 
altersstufe der neuen Besoldungs- 
gruppe, die zur Endstufe oder zu der 
an ihre Stelle getretenen Dienstalters- 
stufe (Nummer 1) den gleichen Ab- 
stand wie die Dienstaltersstufe der bis- 
herigen Besoldungsgruppe hat. 

(2) Auf Antrag des Versorgungsempfängers ist 
in der nach Absatz 1 zu ermittelnden neuen Be- 
soldungsgruppe das Besoldungsdienstalter in 
sinngemäßer Anwendung der Vorschriften die- 
ses Gesetzes festzusetzen, sofern die Versor- 
gungsbezüge nicht bereits nach Absatz 1 Satz 3 
Nr. 1 aus der letzten Stufe oder der an ihre 
Stelle getretenen Dienstaltersstufe errechnet 
werden. Hierbei ist für frühere Berufssoldaten, 
für Angehörige der früheren uniformierten 
Vollzugspolizei und für berufsmäßige Ange- 
hörige des früheren Reichsarbeitsdienstes § 34 
anzuwenden. Das so ermittelte Grundgehalt 
ist der Berechnung der Versorgungsbezüge zu- 
grunde zu legen, wenn es höher als das nach Ab- 
satz 1 ermittelte Grundgehalt ist. Satz 1 gilt 
nicht für frühere Berufssoldaten, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt der bisherigen 
Besoldungsgruppe A 8 a nach § 53 Abs. 3 des 
Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallen- 
den Personen zugrunde liegt. 

(3) Bemessen sich die ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge bisher aus dem Mittel zwischen 
der ersten und der letzten Dienstaltersstufe 
einer Besoldungsgruppe, so ist das Mittel zwi- 
schen der dritten und der letzten Dienstalters- 
stufe der neuen Besoldungsgruppe anzusetzen. 
Auf Versorgungsfälle, die seit dem 1. Septem- 
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her 1953 eingetreten sind, ist jedoch § 141 Nr. 2 
des Bundesbeamtengesetzes anzuwenden. 

(4) Bei Anwendung der Absätze 1 bis 3 ist 
von den Sätzen der Grundgehälter nach dem 
Stand vom 1. Januar 1961 auszugehen. Ist das 
sich hiernach ergebende Grundgehalt (einschließ- 
lich der ruhegehaltfähigen Zulagen nach An- 
lage VII) niedriger als das Grundgehalt (ein- 
schließlich der ruhegehaltfähigen Zulagen), das 
am 30. September 1961 den Versorgungsbezügen 
zugrunde zu legen war, so werden die Versor- 
gungsbezüge um eine Ausgleichszulage erhöht, 
die sich aus der Zugrundelegung des Unterschie- 
des zwischen den Grundgehältern ergibt. 

(5) Die Tarifklasse des Ortszuschlages be- 
stimmt sich nach Spalte 5 der Anlage VIL Maß- 
gebend sind die Sätze nach dem Stand vom 

1. Januar 1961. 

(6) Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung die neuen Be- 
soldungsgruppen für in Spalte 1 der Überlei- 
tungsübersicht (Anlage VII) nicht aufgeführte 
Besoldungsgruppen der dem Reichsbesoldungs- 
redit angeglichenen Besoldungsordnungen der 
Länder (Anlage VI), der Gemeinden oder Ge- 
meindeverbände nach den Grundsätzen zu be- 
stimmen, nach denen die in den Spalten 1 und 2 
der Überleitungsübersicht aufgeführten Besol- 
dungsgruppen übergeleitet sind. 

(7) Zahlungen nach Absatz 2 werden vom Er- 
sten des Monats an, in dem der Antrag gestellt 
worden ist, gewährt. 


§ 48 b 

(1) Für Versorgungsempfänger, deren Versor- 
gungsbezügen ein Grundgehalt nach einer ande- 
ren Besoldungsordnung als den in dem § 48 a 
bezeichneten Besoldungsordnungen oder aus 
einer in § 48 a Abs. 1 Satz 2 ausgenommenen 
Besoldungsgruppe zugrunde lag, ist neues 
Grundgehalt der Monatsbetrag des Grundgehalts 
(einschließlich der ruhegehaltfähigen Zulagen), 
das der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge am 31. März 1957 zugrunde zu 
legen war, erhöht 

1. um fünfundsechzig vom Hundert, wenn 
es ein Endgrundgehalt oder ein festes 
Grundgehalt war, 

2. um achtzig vom Hundert, wenn es das 
Grundgehalt der ersten bis dritten 
Dienstaltersstufe der Eingangsbesol- 
dungsgruppe einer Laufbahngruppe 
war, 

3. um fünfundsiebzig vom Hundert in den 
übrigen Fällen 

und um den besonderen Zuschlag, der nach § 5 
Abs. 2 des Gesetzes zur Änderung und Ergän- 
zung des Besoldungsrechts vom 6. Dezember 
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1951 (Bundesgesetzbl, I S. 939) zu zahlen war 
oder zu zahlen gewesen wäre, wenn das Be- 
amtenverhältnis erst nach dem 1. Oktober 1951 
geendet hätte. Das nach Nummer 3 ermittelte 
neue Grundgehalt darf das nach Nummer 1 er- 
rechne te neue Grundgehalt der gleichen Besol- 
dungsgruppe nicht übersteigen. 

(2) An die Stelle der bisherigen Tarifklassen 
des Wohnungsgeldzuschusses treten die Tarif- 
klassen des Ortszuschlages nach folgender Über- 
sicht: 


Wohnungsgeldzuschuß 

Tarifklasse 


Ortszuschlag 

Tarifklasse 


I la 

II Ib 

III II 

IV III 

V, VI, VII IV 


Bemessen sich die Versorgungsbezüge nach einer 
Besoldungsgruppe, in der für das Anfangsgrund- 
gehalt und das Endgrundgehalt nicht die gleiche 
Tarifklasse des Wohnungsgeldzuschusses be- 
stimmt war, so richtet sich die Zuteilung zu der 
neuen Tarifklasse nach der für das Endgrund- 
gehalt bestimmten höheren Tarifklasse. 


§ 48 c 

Liegt der Berechnung der Versorgungsbezüge 
ein Grundgehalt nicht zugrunde, so tritt an die 
Stelle der Zulagen, die am 31. März 1957 zu- 
standen, eine Zulage von fünfundsechzig vom 
Hundert. 

§ 48d 

Es gelten auch 

1. §§ 48 a und 48 b für Beamte des Zollgrenz- 
dienstes, die als Zollgrenzassistenten vor 
dem 1. April 1957 gestorben oder in den 
Ruhestand getreten sind. Bei der Ermitt- 
lung der neuen Besoldungsgruppe und des 
neuen Grundgehalts ist von der bisherigen 
Besoldungsgruppe A 8 a auszugehen, 

2. §§ 48 a, 48 b und 48 c für Vorschußzahlun- 
gen nach § 61 Abs. 4 des Gesetzes zur Re- 
gelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen, 

3. § 48 c für laufende Unterstützungen für 
dienstunfähige Arbeiter und Angestellte 
ehemaliger Heeres- und Marinebetriebe 
und der ehemaligen Reichsdruckerei nach 
den dafür ergangenen Bestimmungen." 

2. Nach der Anlage V werden die Anlagen VI 
und VII eingefügt. 


§ 2 

§ 5 Abs. 1 des Gesetzes zur Einführung von Be- 
amtenrecht des Bundes im Saarland vom 30. Juni 
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1959 (Bundesgesetzbl, I S. 332) wird wie folgt er- 
gänzt: 

1. Es wird folgende neue Nummer 2 eingefügt: 

r,2. An die Stelle des neuen Grundgehalts (Num- 
mer 1) tritt auf Antrag des Versorgungs- 
empfängers das Grundgehalt der Regel- 
überleitungsgruppe [Anlage II zu § 1 Abs. 3 
der Vierten Angleichungsverordnung vom 
9. September 1958 (BundesgesetzbL I S. 649)], 
das sich bei Festsetzung des Besoldungs- 
dienstalters in sinngemäßer Anwendung der 
Vorschriften des Bundesbesoldungsgesetzes 
ergibt; hierbei ist für frühere Berufssoldaten 
und Angehörige der früheren uniformierten 
Vollzugspolizei und des früheren Reichs- 
arbeitsdienstes § 34 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes anzuwenden. Das so ermittelte 
Grundgehalt ist der Berechnung der Versor- 
gungsbezüge zugrunde zu legen, wenn es 
höher als das nach Nummer 1 ermittelte 
Grundgehalt ist. Satz 1 gilt nicht für frühere 
Berufssoldaten der Besoldungsgruppen C 19, 
C 20 a, C 21 a, C 22 a und C 23 a, deren Ver- 
sorgungsbezügen ein Grundgehalt der bis- 
herigen Besoldungsgruppe A 8 a nach § 53 
Abs. 3 des Gesetzes zur Regelung der Rechts- 
verhältnisse der unter Artikel 131 des 
Grundgesetzes fallenden Personen zugrunde 
liegt. Bei Anwendung des Satzes 1 ist von 
den Grundgehältern nach dem Stand vom 
1. Januar 1961 auszugehen. Zahlungen nach 
Satz 1 werden vom Ersten des Monats an, 
in dem der Antrag gestellt worden ist, ge- 
währt." 

2. Die bisherigen Nummern 2 und 3 werden Num- 
mern 3 und 4. 


§ 3 

tfbergangsvorschriften 

Werden Anträge nach § 48 a Abs. 2 und 7 des 
Bundesbesoldungsgesetzes in der Fassung des § 1 
Nr. 1 dieses Artikels und nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
des Gesetzes zur Einführung von Bamtenrecht des 
Bundes im Saarland in der Fassung des § 2 dieses 
Artikels innerhalb eines Jahres nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gestellt, so gelten sie als im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes ge- 
stellt. 


Artikel V 
§ 1 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
(BundesgesetzbL I S. 785), zuletzt geändert durch 

Gesetz vom 1961 (BundesgesetzbL I 

S ), wird wie folgt geändert und ergänzt: 
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1. In § 11 Abs. 6 Satz 2 wird der Punkt am Satz- 
ende durch einen Stridipunkt ersetzt und fol- 
gender Halbsatz angefügt: 

„endet die Zeit, für die übergangsgebühmisse 
zustehen, innerhalb der auf den Sterbemonat 
folgenden drei Monate, so werden die Über- 
gangsgebührnisse bis zum Ablauf dieser Frist 
weitergewährt. " 

2. § 12 Abs. 7 erhält folgende Fassung; 

„(7) Die in § 11 Abs. 6 Satz 2 genannten Hin- 
terbliebenen eines Soldaten auf Zeit, der nach 
einer Wehrdienstzeit von mindestens einem 
Jahr an den Folgen einer Wehrdienstbeschädi- 
gung verstorben ist, erhalten die Übergangs- 
beihilfe, die ihm bei Entlassung im Zeitpunkt 
seines Todes nach Absatz 2 oder 5 zugestanden 
hätte. Ist der Soldat auf Zeit nicht an den Fol- 
gen einer Wehrdienstbeschädigung verstorben, 
so erhalten die in § 11 Abs. 6 Satz 2 genannten 
Hinterbliebenen eine Übergangsbeihilfe in Höhe 
des Einfachen der Dienstbezüge des letzten Mo- 
nats und, wenn der Soldat auf Zeit nach einer 
Wehrdienstzeit von mindestens zwei Jahren 
verstorben ist, die Übergangsbeihilfe nach Ab- 
satz 2 oder 5." 


3. § 26 Abs. 1 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) In Satz 1 wird der Punkt durch einen Strich- 
punkt ersetzt und folgender Halbsatz ange- 
gefügt: 

„ein Rest der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
von mehr als einhundertzweiundachtzig Ta- 
gen gilt als vollendetes Dienstjahr." 

b) Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Mindestens werden fünfundsechzig vom 
Hundert der jeweils ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der Besol- 
dungsgruppe 1 der Besoldungsordnung A 
gewährt." 

4. In § 27 Abs. 1 Satz 1 wird nach der Zahl „141" 
die Zahl „141 a," eingefügt. 

5. § 41 Abs. 2 wird gestrichen. Der bisherige Ab- 
satz 1 wird einziger Absatz. 

6. § 47 Abs, 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Auf den Ortszuschlag (§ 17 Nr. 2) fin- 
den die für die Soldaten geltenden Vorschrif- 
ten des Besoldungsrechts Anwendung. Er ist 
mit dem Satz für die Ortsklasse des Wohnsitzes 
des Versorgungsempfängers, bei einem Wohn- 
sitz außerhalb des Geltungsbereichs dieses Ge- 
setzes mit dem Satz für die Ortsklasse A anzu- 
setzen; dies gilt auch dann, wenn der Soldat 
einen Ortszuschlag nicht oder nur teilweise be- 
zogen hat. Sind nach dem Tode eines Soldaten 


29 



Drucksadle 2851 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 6. Ausschusses 

oder Soldaten im Ruhestand mehrere Versor- 
gungsempfänger vorhanden, so ist der Ortszu- 
schlag einheitlich mit dem Satz für die Orts- 
klasse, der der Versorgung des überlebenden 
Ehegatten zugrunde liegt, und, falls eine solche 
Versorgung nicht zusteht, mit dem Satz für die 
Ortsklasse, der der Versorgung des jüngsten 
Versorgungsempfängers zugrunde liegt, anzu- 
setzen. § 17 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgeset- 
zes gilt sinngemäß." 

7. § 53 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Als Höchstgrenze gelten 

1. für Soldaten im Ruhestand und 
für Witwen 

die für denselben Zeitraum 
bemessenen ruhegehalt fähigen 
Dienstbezüge, aus denen das 
Ruhegehalt berechnet ist, 

2. für Waisen 

vierzig vom Hundert der unter 
Nummer 1 bezeichneten Dienst- 
bezüge." 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Ruhestand" die Worte „und Witwen" ein- 
gefügt. 

c) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Entsprechend bemißt sich die Höchstgrenze 
für Waisen (Absatz 2 Nr. 2)." 

d) Absatz 5 Satz 1 erster Halbsatz erhält fol- 
gende Fassung: 

„Verwendung im öffentlichen Dienst im 
Sinne des Absatzes 1 ist jede Beschäftigung 
im Dienst von Körperschaften, Anstalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts im Reichs- 
gebiet oder ihrer Verbände." 

8. § 55 Abs. 2 Nr. 3 erhält folgende Fassung: 

„3. für Witwen (Absatz 1 Nr. 3) 

fünfundsiebzig vom Hundert der ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge, aus denen das 
dem Witwengeld zugrunde liegende Ruhe- 
gehalt berechnet ist." 

9. In § 60 Abs. 2 Nr. 2 werden nach dem Wort 
„Verlegung" die Worte „des Wohnsitzes im 
Inland sowie" eingefügt, 

10. Nach § 77 a wird folgende Vorschrift eingefügt: 

77 b 

(1) Ist ein Berufssoldat als Berufssoldat der 
ehemaligen Wehrmacht oder als Beamter der 
ehemaligen Wehrmacht aus Anlaß des ersten 
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oder zweiten Weltkrieges in Kriegsgefangen- 
schaft geraten und infolge eines in der Kriegs- 
gefangenschaft erlittenen Unfalls (§ 27 Abs. 2 
bis 4) in den Ruhestand getreten oder verstor- 
ben, so wird Versorgung nach § 77 a Abs. 1 bis 3 
gewährt. Außer den in der Rechtsverordnung 
zu § 27 Abs. 4 genannten Krankheiten kann der 
Bundesminister für Verteidigung im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister des Innern Krank- 
heiten bestimmen, die auf außergewöhnlichen 
Verhältnissen in einer Kriegsgefangenschaft 
beruhen. § 77 a Abs. 4 gilt für eine Schädigung 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Buchstabe b des Bun- 
desversorgungsgesetzes entsprechend. Berufs- 
soldaten, die infolge einer solchen, ohne grobes 
Verschulden erlittenen Schädigung dienstunfä- 
hig geworden sind und wegen der Dienst- 
unfähigkeit nicht in den Ruhestand versetzt, 
sondern entlassen worden sind, gelten als mit 
dem Tage des Wirksamwerdens der Entlassung 
in den Ruhestand versetzt. 

(2) Eine Schädigung im Sinne des § 1 Abs. 2 
Buchstabe b des Bundesversorgungsgesetzes, 
die ein Soldat auf Zeit als Berufssoldat der ehe- 
maligen Wehrmacht oder als Beamter der 
ehemaligen Wehrmacht erlitten hat, gilt als 
Wehrdienstbeschädigung im Sinne der in § 77 a 
Abs. 5 genannten Vorschriften, wenn auch sonst 
die Voraussetzungen des § 77 a Abs. 5 erfüllt 
sind. 

(3) § 77 a Abs. 6 gilt entsprechend." 


11. § 83 erhält folgende Fassung: 

.§ 83 

§§ 60 und 61 des Bundesversorgungsgesetzes 
gelten mit der Maßgabe, daß die Beschädigten- 
rente und die Hinterbliebenenrente nicht vor 
dem Tag beginnen, der auf den Tag folgt, bis 
zu dem Dienstbezüge oder Wehrsold zustehen." 


12. § 84 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) § 65 Abs. 1 Nr. 2 des Bundesversor- 
gimgsgesetzes ist mit der Maßgabe anzuwen- 
den, daß einer Versorgung nach allgemeinen 
beamtenrechtlichen Bestimmungen und der be- 
amtenrechtlichen Unfallfürsorge die entspre- 
chenden Versorgungsbezüge nach dem Zweiten 
Teil dieses Gesetzes gleichstehen; der Anspruch 
des Beschädigten auf seine Grundrente nach 
§ 31 Abs. 1 bis 4 des Bundesversorgungsgeset- 
zes ruht jedoch nicht." 
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Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1960 in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 2 

tibergangsvorschriften 

1. Artikel I § 2 Nr. 1 ist entsprechend anzuwenden; 
an die Stelle des 1. September 1953 tritt der 
1. April 1956. 

2. Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes vor- 
handenen Versorgungsempfänger gilt § 47 Abs. 1 
des Soldatenversorgungsgesetzes mit der Maß- 
gabe, daß der Ortszuschlag mindestens mit dem 
Satz für die Ortsklasse A anzusetzen ist; dies 
gilt auch für die Empfänger von Hinterbliebenen- 
versorgung, die nach einem solchen Versor- 
gungsempfänger gezahlt wird. 


Artikel VI 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, das Bundesbeamtengesetz und das Beamten- 
rechtsrahmengesetz in der vom 1. Oktober 1961 an 
geltenden Fassung mit neuem Datum bekanntzu- 
machen und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

(2) Der Bundesminister für Verteidigung wird 
ermächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel VII 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme der Artikel V 
und VI Abs. 2 nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes mit 
Ausnahme des Artikels V erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Uberleitungs- 
gesetzes. 

Artikel VIII 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels II Nr. 1 am 1. Oktober 1961 in Kraft. 

(2) Artikel II Nr. 1 tritt mit Wirkung vom 1. Sep- 
tember 1960 in Kraft. 
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Anlage VI 


Den Reichsbesoldungsordnungen 
angeglichene Landesbesoldungsordnungen (§ 48 a) 

Das Reichsbesoldungsrecht galt kraft Landesrechts 


in 

mit Wirkung vom 

durch Gesetz vom 

Gesetzblatt 

Anhalt .... 

1. Oktober 1936 

22. Dezember 1936 

1937 S. 25 

Baden .... 

1. Juli 1938 

19. Juli 1939 

1939 S. 119 

Bayern .... 

1. Juli 1938 

27. März 1939 

1939 S. 59 

Braunschweig 

1. April 1939 

9. September 1939 

1939 S. 63 

Bremen .... 

1. April 1936 

5. Februar 1937 

1937 S. 39 

Hamburg . . . 

1. Juli 1938 

17. August 1938 

1938 S. 145 

Hessen .... 

1. April 1938 

31. Mai 1939 

1939 S. 99 

Lippe .... 

1. April 1937 

1. November 1937 

1937 S. 73 

Mecklenburg , . 

1. April 1936 

27. Januar 1937 

1937 S. 32 

Oldenburg . , . 

1. April 1936 

3. Oktober 1936 

1936 S. 501 

Preußen .... 

1. April 1936 

17. Januar 1936 

1936 S. 3 

Sachsen .... 

1. April 1939 

8. Januar 1940 

1940 S. 1 

Schaumburg . . 

1. April 1937 

20. Juni 1937 

1937 S. 297 

Thüringen . . . 

1. April 1938 

23. Dezember 1938 

1938 S. 111 

Württemberg . . 

1. Juli 1938 

28. Dezember 1938 

1939 S. 1 
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Anlage VII 


Überleitung der Versorgungsempfänger (§ 48 a) 


Bisherige Besoldungsgruppe i) 

Neue Besoldungs- 
gruppe ') 

Orts- 

zu- 

schlag 

der Besoldungsordnungen A und B 
des Reidisbesoldungsgesetzes 
vom 16. Dezember 1927 
und seiner Änderungen 

der Besoldungspläne 
der Reidis- und Bundesbahnbeamten 
vom 1. Oktober 1927 an 

der Besol- 
dungsord- 
nungen A 
und B des 
Bundes- 
besoldungs- 
gesetzes 

endet 

aber 

be- 

reits 

mit 

der 

Dienst- 

alters- 

stufe 

*) 

Tarif- 

klasse 

1 


3 

4 

5 

Al, Ala 

1, Al 

A 16 


Ib 

Alb 

1 a, Ala 

A15 


Ib 

Ale 

— 

A16 

1,1. 

Ib 

A 2 a, A 2 b 

2, A2 

A14 


II 

A2c 1 

— 

A 13 *) 


II 

A 2 c, A 2 c 2 «) 

3, A3 

A13 8) 


II 

A2 d 

4, A4 

A12 


II 

A2e 

4 a 

A12 

12. 

II 

A3 a 

— 

A12 

11. 

II 

A3, A 3 b, A 3 e 

5, A5 

All 


II 

A 3 c 8) 

— 

All«) 

12. 

II 

A3d 

— 

A 11 

10. 

II 

A4a, A4b, A4al, A4a2S), A4bl 

6, A6 

AlO«) 


m 

A4b2ö) 

— 

AlO») 

12. 

III 

A4c 1 

— 

A94) 


III 

A 4 c, A 4 c 2 8) 

7, A7 

A9®) 


III 

A 4 d 

7 a, A 7 a 

A7 


III 

A4e 

7 b, A 7 b 

A8 


III 

A 4 e 

— 

A 9 s) 

10. 

III 

A 4 f , A 5 c 

— 

A9 

8. 

III 

A 5 a, A 5 b 

8, A8 

A7 


III 

A5b 

— 

A9«) 

8. 

III 

A6 

— 

A6 


IV 

A7, A7a 

9, 9 a, A 9 

A6 


IV 

A7b 

— 

A5^) 


IV 

A7 c 

— 

A5 


IV 

A8a, A8b 

10, 11, A 10, A 11 

A5 


IV 

— 

12, A 12 

A 4 

11. 

IV 

A 8 c 1 bis A 8 c 5 

— 

keine Über- 
leitung 


— 

A 9, A 9 a 

13, 13 a, A13 

A3 


IV 
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Bisherige Besoldungsgruppe i) 

Neue Besoldungs- 
gruppe ^) 

Orts- 

zu- 

schlag 

der Besoldungsordnungen A und B 
des Reichsbesoldungsgesetzes 
vom 16. Dezember 1927 
und seiner Änderungen 

der Besoldungspläne 
der Reichs- und Bundesbahnbeamten 
vom 1. Oktober 1927 an 

der Besol- 
dungsord- 
nungen A 
und B des 
Bundes- 
besoldungs- 
gesetzes 

endet 

aber 

be- 

reits 

mit 

der 

Dienst- 

alters- 

stufe 

2) 

Tarif- 

klasse 

1 

2 

3 

4 

5 

A9b 


keine über- 





leitung 



A 10, A 10 a 

14, 14 a, 014, 15, 015, A 14, A 15 

A2 


IV 

AlOb 

16, 016, A 16 

A 1 


IV 

A 10 c 

— 

keine Uber- 





leitung 


— 

AU, A12 

17, 017, 17a, 017a, A 17, A17a 

A 1 


IV 

(vom 1. Oktober 1927 an bis 30. Juni 1938) 





A 12 (vom 1. April 1951 an) 

— 

keine Über- 






leitung 



B 1 ^ mit dem 29. März 1930 gestrichen 





B 2 ; (Reichsgesetzbl. I S. 96) 





B2 

B2 

B 11 


la 

B 3, B 3 a 

— 

B 10 


I a 

B3b 

— 

B9 


la 

B4 

B4 

B8 


la 

B5 

— 

B7 


I a 

B6 

B6 

B6 


Ib 

B 7, B 7 a 

B7a 

B5 


Ib 

B7b 


B4 


Ib 

B8 

~ 

B3 


Ib 

B9 

— 

B2 


Ib 

B 10 


B 1 


Ib 


1) Stand den Versorgungsempfängern vor Eintritt des 
Versorgungsfalles zuletzt eine ruhegehaltfähige Zu- 
lage nach den Besoldungsordnungen A und B des 
Reichsbesoldungsgesetzes von 1927 zu, so ist den Ver- 
sorgungsbezügen auch diese Zulage nach dem Stande 
vom 31. März 1957, jedoch erhöht um den Vomhun- 
dertsatz des § 48 b Abs. 1 Nr. 1 und die weiteren Er- 
höhungssätze für Versorgungsempfänger des Bundes 
weiterhin zugrunde zu legen. In den neuen Besol- 
dungsgruppen etwa vorgesehene ruhegehaltfähige 
Zulagen gelten nicht für in diese Besoldungsgruppen 
übergeleitete Versorgungsempfänger. 

2) Die hier festgesetzte Dienstaltersstufe tritt an die 
Stelle der letzten Dienstaltersstufe der neuen Besol- 
dungsgruppe. Bei abstandsgleicher Überleitung ist 
mindestens die erste Dienstaltersstufe zugrunde zu 
legen. 


Dazu eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 63,56 DM 
(Stand vom 1. Januar 1961). 

Dazu eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 33,51 DM 
(Stand vom 1. Januar 1961). 

®) Nur für berufsmäßige Angehörige des früheren 
Reichsarbeitsdienstes, deren Versorgungsbezügen am 
31. März 1957 die Besoldungsgruppe A4e nach § 55 
Abs. 2 G 131 zugrunde lag. 

®) Nur für frühere Berufssoldaten und uniformierte Be- 
amte des Polizeivollzugsdienstes, deren Versorgungs- 
bezügen am 31. März 1957 die Besoldungsgruppe A5b 
nach § 53 Abs. 3, § 65 Abs. 1 G 131 zugrunde lag. 

^) Dazu eine ruhegehaltfähige Stellenzulage von 28,89 DM 
(Stand vom 1. Januar 1961). 

®) Bei weiblichen Lehrkräften, deren Grundgehalt und 
Stellenzulagen bei Eintritt des Versorgungsfalles ge- 
kürzt waren, ist weiterhin von den um zehn vom 
Hundert gekürzten Beträgen auszugehen. 
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